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Braucht Europa eine Koordinierung der nationalen Lohnpolitiken?

In der aktuellen wirtschaftspolitischen Diskussion wird häufig auf stärkeren Koordi-
nierungsbedarf in der Lohnpolitik hingewiesen. Nach Ansicht von Hartmut Egger
und Daniel Etzel, Universität Bayreuth, sind eine stärkere Koordinierung arbeits-
marktpolitischer Maßnahmen und eine kritische Debatte über gemeinsame ar-
beitsmarktpolitische Ziele innerhalb der Europäischen Union grundsätzlich sinnvoll.
Allerdings können Regelungen in diesem Bereich jeweils nur unter Berücksichti-
gung der vorherrschenden Tarifautonomie getroffen werden. Ob aber eine derarti-
ge Koordination auch die gesamtwirtschaftliche Wohlfahrt erhöhen könne, sei bis-
her nicht Gegenstand der wissenschaftlichen Untersuchung gewesen. Hagen
Lesch, Institut der deutschen Wirtschaft, hält eine Korrektur der Lohnstückkosten
der Defizitländer relativ zu denen der Überschussländer für sinnvoll, um die Leis-
tungsbilanzungleichgewichte abzubauen. Eine Koordinierung der nationalen Lohn-
politiken könnte diesen Prozess beschleunigen. Es bestehe derzeit aber weder ein
Koordinationsanreiz noch eine allgemein akzeptierte Koordinationsregel. Holger
Zemanek, Universität Leipzig, lehnt eine direkte bzw. supranationale Koordinierung
der Lohnpolitik ab. Ein europäischer Konsens, dass Lohnsteigerungen nicht das
Produktivitätswachstum übersteigen sollten, sei aber zu begrüßen. Die europaweit
restriktiven Fiskalpolitiken sowie die lohnpolitische Stabilität Deutschlands stellen,
seiner Meinung nach, aber bereits eine marktwirtschaftliche, indirekte Koordinie-
rung der Lohnpolitiken in Europa dar. Auch Christoph Moser, ETH Zürich, findet ei-
ne Koordinierung der nationalen Lohnpolitik in Europa nicht förderlich für den Ab-
bau der innereuropäischen Ungleichgewichte.

Langfristige Projektion der Haushaltsentwicklung für den 
Freistaat Bayern bis zum Jahr 2020
Alexander Eck, Johannes Steinbrecher und Christian Thater

Vor dem Hintergrund der Unsicherheit über die weitere Einnahmen- und Ausga-
benentwicklung im Freistaat Bayern hat die Dresdner Niederlassung des ifo Insti-
tuts für das Bayerische Staatsministerium für Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr und
Technologie eine Studie zum Thema Haushaltskonsolidierung, Infrastruktur und
Standortwettbewerb erstellt, deren zentrale Ergebnisse in dem vorliegenden Bei-
trag zusammengefasst sind. Dabei wurden die Daten an die Ergebnisse der aktu-
ellen Steuerschätzung vom November 2010 angepasst. Es zeigt sich, dass bei
den zugrundeliegenden Annahmen zur Einnahmen- und Ausgabenentwicklung
bis zum Jahr 2014 ein vollständig ausgeglichener Haushalt erzielt werden kann.
Gleichwohl muss berücksichtigt werden, dass in der langfristigen Projektion keine
weiteren konjunkturellen Effekte enthalten sind. Ausgehend von einem langfristi-
gen Trendwachstum, sind demnach weder Boomphasen noch weitere Rezessio-
nen einkalkuliert. Auch sind beispielsweise keine weiteren Haftungsfälle für Ausfäl-
le der BayernLB oder sonstige Belastungen in der Projektion implementiert. Aller-
dings werden auch keine intensivierten Konsolidierungsmaßnahmen unterstellt,
die über die aktuell gültigen Reformansätze hinausgehen. Jedoch zeigt bereits
diese einfache Projektion, dass in den nächsten Jahren ein gewisser Konsolidie-
rungsbedarf auf den Freistaat Bayern zukommen kann. Deshalb sollte auch wei-
terhin eine nachhaltige Wirtschafts- und Haushaltspolitik verfolgt werden. 

Wirtschaftskonjunktur 2010: Prognose und Wirklichkeit
Wolfgang Nierhaus

Im folgenden Beitrag werden für das abgelaufene Jahr die Gründe für aufgetrete-
ne Differenzen zwischen Prognose und Wirklichkeit diskutiert. Angesichts der
Größenordung der weltwirtschaftlichen Verwerfungen, die durch die globale Fi-
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nanz- und Wirtschaftskrise 2008/09 ausgelöst wurden, sind Wirtschaftsprogno-
sen an ihre Grenzen gestoßen, größere Prognoserevisionen und Prognosefehler
als sonst üblich waren die Folge. Für die Dimension und den zeitlichen Ablauf des
Wirtschaftseinbruchs in Deutschland und die sich anschließende rasche konjunk-
turelle Erholung gab es schlichtweg keine Erfahrungen, die für die Prognose sys-
tematisch hätten ausgewertet können. So verlief die Wirtschaftsentwicklung im
Jahr 2010 deutlich besser, als in der ifo Dezemberprognose 2009 prognostiziert
worden war. Zwar hatte das ifo Institut den Rückfall in eine erneute Rezession aus-
geschlossen und im Vergleich zur noch deutlich pessimistischer gehaltenen Ge-
meinschaftsdiagnose von Oktober 2009 die Wachstumsrate für die gesamtwirt-
schaftliche Produktion in Deutschland bereits um 0,5 Prozentpunkte auf 1,7% an-
gehoben. Mit einer derart durchgreifenden konjunkturellen Erholung, die in einen
starken Aufschwung mündete, ist aber nicht gerechnet worden.

Westdeutsche Industrie: Deutlicher Investitionsanstieg 
für 2011 geplant
Annette Weichselberger

Nach den neuesten Ergebnissen des ifo Investitionstests haben die Industrieun-
ternehmen in Westdeutschland im Jahr 2010 gut 38 Mrd. Euro in neue Bauten
und Ausrüstungen investiert. Dies entspricht einem Zuwachs von knapp 3%. Auf-
grund nahezu stabiler Preise für Investitionsgüter liegt der reale Anstieg bei gut
3%. Angesichts guter Absatzerwartungen sind die Investitionspläne der Unter-
nehmen für 2011 überwiegend nach oben gerichtet. Nach den Meldungen der
Unternehmen ist im westdeutschen Verarbeitenden Gewerbe in diesem Jahr eine
deutliche Investitionserhöhung von nominal 9% (real: + 10%) zu erwarten. Vor al-
lem die größeren Unternehmen wollen ihre Investitionsausgaben erhöhen, die klei-
neren Unternehmen haben hingegen ihre Ausgaben für neue Bauten und Ausrüs-
tungsgüter schon im letzten Jahr kräftig aufgestockt. Wie im Vorjahr wollen die
westdeutschen Industrieunternehmen in diesem Jahr an erster Stelle in Ersatzbe-
schaffungen investieren. Allerdings verliert dieses Investitionsmotiv zugunsten von
Erweiterungsinvestitionen etwas an Gewicht. In den Planungen für 2011 liegt der
Anteil der Erweiterungsmaßnahmen bei 27%.

Kurz zum Klima: Sichere und umweltfreundliche Stromversorgung – 
ein Zielkonflikt?
Luise Röpke und Jana Lippelt

Die Sicherheit der Stromversorgung ist ein zentrales energiepolitisches Ziel der
Europäischen Union. Ein weiterer elementarer Baustein der europäischen Ener-
giepolitik ist die Umweltverträglichkeit der Energieversorgung. Die 20-20-20-Kli-
maziele legen u.a. fest, dass der Anteil der erneuerbaren Energien an der Strom-
produktion auf 20% erhöht werden soll. Ein zentrales Problem der erneuerbaren
Energien ist jedoch deren unsichere Verfügbarkeit. Daraus lässt sich ein Zielkon-
flikt zwischen zunehmend nachhaltiger Stromerzeugung und dem Niveau der Ver-
sorgungssicherheit ableiten. Der vorliegende Artikel befasst sich mit dem Zusam-
menspiel zwischen ökologischen und sicherheitstechnischen Aspekten der
Stromversorgung in Europa. 

ifo Architektenumfrage: Geschäftsklima erneut etwas eingetrübt
Erich Gluch

Nach den Ergebnissen der vierteljährlichen Umfrage des ifo Instituts bei den frei-
schaffenden Architekten hat sich das Geschäftsklima zu Beginn des vierten Quar-
tals 2010 erneut etwas eingetrübt. Es kann aber weiterhin als gut bezeichnet wer-
den. Zu Beginn des Berichtsquartals überwogen bei den befragten Architekten
die positiven Urteile zur Geschäftslage. Die Perspektiven trübten sich erneut ein. 

Im Blickpunkt
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Koordinierung nationaler
Lohnpolitik – ein Koch-
rezept für die europäische
Wirtschaftspolitik

In der aktuellen wirtschaftspolitischen Dis-
kussion zur Rolle nationaler Lohnpolitik
in einem globalen Umfeld werden häufig
verschiedene Argumente der wissen-
schaftlichen Diskussion vermischt, so
dass es schwierig ist, saubere Lösungs-
ansätze zu identifizieren. Insbesondere
wird häufig nicht deutlich gemacht, wel-
che Arten von makroökonomischen Kon-
sequenzen im Zentrum der Betrachtung
stehen. Ein Teil der vorgebrachten Argu-
mente stellt auf die Rolle nationaler Lohn-
politik als Ursache für globale Ungleich-
gewichte in Form unausgeglichener Au-
ßenhandelssaldi und damit letztlich für die
aktuelle Krise im Euroraum ab. Andere Ar-
gumente rücken mögliche Übertragungs-
wirkungen von nationalen Arbeitsmarkt-
politiken auf Beschäftigung und Löhne im
Ausland in den Vordergrund. Die gegen-
wärtige, sehr emotional geführte Debat-
te zur Eurokrise lässt wenig Spielraum für
eine differenzierte Betrachtung dieser Ar-
gumente. Die folgende Analyse hat daher
zum Ziel, diese Lücke zu schließen und
auf Grundlage vorhandener theoretischer
und empirischer Erkenntnisse aus der Li-
teratur die beiden Argumente einzuord-
nen und eine Einschätzung über eine stär-
kere Koordinierung nationaler Lohnpoliti-
ken abzuleiten. Dabei wird auch der Spiel-
raum einer solchen Koordinierung vor
dem Hintergrund der praktisch in allen In-
dustrienationen herrschenden Tarifauto-
nomie angesprochen, während direkte
Kosten einer Koordinierung nationaler Ar-
beitsmarktpolitiken z.B. auf europäischer
Ebene unberücksichtigt bleiben.

Bedeutung von Lohnstückkosten
für globale Ungleichgewichte

Die unterschiedlichen und häufig von der
tatsächlichen Produktivitätsentwicklung

entkoppelten Veränderungen der Lohn-
stückkosten werden in der aktuellen wirt-
schaftspolitischen Debatte mit Sorge be-
trachtet und als (Mit-)Auslöser für globale
Ungleichgewichte gesehen. So warf die
französische Wirtschafts- und Finanzmi-
nisterin Christine Lagarde Deutschland vor,
mittels einer moderaten Lohnpolitik be-
wusst seine Exporte auf Kosten der Han-
delspartner zu erhöhen. Dies sei ursäch-
lich für die immer stärker ansteigenden Un-
gleichgewichte in den Außenhandelssaldi
der einzelnen Mitgliedstaaten der Europäi-
schen Union und damit hauptverantwort-
lich für die Krise innerhalb Europas. Den
(vorläufigen) Endpunkt der Diskussion setz-
te schließlich die Europäische Kommissi-
on mit ihren jüngsten Vorschlägen für eine
umfassende Reform des Stabilitäts- und
Wachstumspakts. Im Rahmen dieser Re-
formen soll der Kommission die Möglich-
keit eingeräumt werden, in Zukunft auch
die Fiskal- und Lohnpolitik der Mitgliedstaa-
ten zu kontrollieren und diese gegebenen-
falls unter Androhung von Sanktionen zu
Änderungen zu bewegen.

Um die Konsequenzen derartiger Refor-
men abschätzen zu können, ist zunächst
zu klären, ob eine Koordinierung der na-
tionalen Lohnpolitiken für einen Abbau
globaler Ungleichgewichte überhaupt
dienlich ist. Die empirische Literatur zeigt
in diesem Zusammenhang, dass die re-
lativen Lohnstückkosten mit den Außen-
handelssaldi tatsächlich korreliert sind (vgl.
Mongelli und Wyplosz 2009). Länder mit
hohen Wachstumsraten bei den Lohn-
stückkosten weisen hohe Außenhandels-
defizite auf, Länder mit moderaten Wachs-
tumsraten dagegen Außenhandelsüber-
schüsse. Allerdings bleibt unklar, in wel-
che Richtung die Kausalität verläuft. Vor
diesem Hintergrund ist es zwar schwie-
rig, eine abschließende Beurteilung des

Lohnpolitiken?
Braucht Europa eine Koordinierung der nationalen 

Ist eine Koordinierung der nationalen Lohnpolitiken der Euroländer sinnvoll, um große Ungleich-

gewichte im innereuropäischen Handel zu vermeiden?

Hartmut Egger*

Daniel Etzel**

* Prof. Dr. Hartmut Egger ist Inhaber des Lehrstuhls
für Wirtschaftspolitik, insb. Makroökonomie, der
Universität Bayreuth.

** Dipl.-Vw. Daniel Etzel ist wissenschaftlicher Mitar-
beiter am Lehrstuhl für Wirtschaftspolitik, insb. Ma-
kroökonomie, der Universität Bayreuth.
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Vorhabens der Europäischen Kommission vorzunehmen,
zumindest kann die aktuelle Diskussion in diesem Bereich
aber nicht als völlig irrelevant abgetan werden.

Spillover-Effekte nationaler Arbeitsmarktpolitiken

Die ökonomische Theorie liefert keine abschließende Ant-
wort auf die Frage, in welcher Form nationale Arbeitsmarkt-
institutionen in einem globalen Kontext interagieren. Eine der
ersten Arbeiten, die sich mit diesem Thema auseinander-
setzt, ist Davis (1998). Er untersucht in einem Modell der
klassischen Handelstheorie, aufbauend auf komparativen
Vorteilen durch Unterschiede in der Faktorausstattung, per-
fektem Wettbewerb und homogenen Firmen, die Auswir-
kung eines Mindestlohns auf den Handelspartner. In diesem
Modell führt die Senkung des Mindestlohns in einem kapi-
talreichen Land zu geringerer heimischer Arbeitslosigkeit, re-
duziert jedoch aufgrund internationalen Faktorpreisaus-
gleichs die Löhne des Handelspartners. Umgekehrt würde
die Erhöhung des Mindestlohns zu einem Anstieg der Ar-
beitslosigkeit im Inland und gleichzeitig zu einem Lohnan-
stieg im Ausland führen. Allgemeiner gesprochen bedeutet
dies, dass Arbeitsmarktreformen, die zu einer Senkung des
effektiven Lohnes führen (bspw. Hartz IV), zu Lasten der Ar-
beitnehmer des Handelspartners gehen. Diese Erkenntnis-
se unterstützen die These von Frau Lagarde, dass Deutsch-
lands Lohnpolitik schädlich für seine Handelspartner ist –
und zwar auch bei ausgeglichenen Außenhandelssaldi.

Gleichwohl gibt es berechtigte Zweifel an dieser Argumen-
tation. Ein Blick in die Daten zeigt, dass Deutschlands Han-
del im Wesentlichen nicht inter-industrieller, sondern intra-
industrieller Natur ist und somit zu einem überwiegenden
Teil nicht durch komparative Kostenunterschiede erklärt wer-
den kann. Dies gilt erst recht im Bezug auf den Handel mit
den Euroländern. Daneben gibt es klare Evidenz dafür, dass
eine positive Korrelation zwischen den Arbeitslosenquoten
einzelner Länder besteht, d.h. ein Anstieg der heimischen Ar-
beitslosigkeit geht einher mit einem Anstieg der Arbeitslo-
sigkeit im Partnerland. In Übereinstimmung mit diesem Bild
kommen Felbermayr, Larch und Lechthaler (2009) in einer
aktuellen empirischen Untersuchung zu dem Schluss, dass
ausländische Arbeitsmarktverzerrungen die heimische Ar-
beitslosigkeit erhöhen. Zudem verstärkt eine größere Han-
delsoffenheit diesen Effekt. Demnach hat eine die Effizienz
erhöhende Reform des Arbeitsmarkts nicht nur positive Aus-
wirkungen auf die heimische Wirtschaft, sondern auch auf
die Handelspartner. Egger, Egger und Markusen (2009) lie-
fern hierfür eine plausible ökonomische Erklärung. Ihre Ana-
lyse basiert auf einem Model der sogenannten »neuen neu-
en Handelstheorie« mit monopolistischem Wettbewerb und
heterogenen Unternehmen. Als Arbeitsmarktunvollkommen-
heit unterstellen sie ähnlich wie Davis (1998) einen Mindest-
lohn. Wenn sich Firmen in ihrer Produktivität unterscheiden,

sorgt Handel nur noch für einen internationalen Ausgleich va-
riabler Produktionskosten der marginalen Firma, nicht aber
für einen Ausgleich der Kosten aller Unternehmen in der ge-
samten Ökonomie. Dies bedeutet, dass die vorherrschen-
den Mindestlöhne im Gegensatz zum Modell von Davis (1998)
unterschiedlich hoch und in den einzelnen Ländern trotzdem
bindend sein können, solange die Produktivitätsunterschie-
de diese Differenz ausgleichen. Die Arbeitnehmer im Ausland
profitieren in einem solchen Rahmen aber nicht mehr zwangs-
läufig von einer Anhebung des Mindestlohns im Land des
Handelspartners. Vielmehr kann bei Vorhandensein exter-
ner Skaleneffekte der ausländische Arbeitsmarkt negativ von
der Anhebung des heimischen Mindestlohns betroffen sein,
wodurch eine positive Korrelation von nationalen Arbeitslo-
senraten in einem internationalen Kontext erklärt werden kann.

Diese Einsichten stehen aber unter dem Vorbehalt, dass
die kritische Diskussion über mögliche Spillover-Effekte von
Arbeitsmarktinstitutionen noch relativ neu und lange nicht
abgeschlossen ist. Daher sollte man bei der Formulierung
konkreter wirtschaftspolitischer Empfehlungen entsprechend
vorsichtig sein. Es ist jedoch unstrittig, dass eine immer stär-
ker voranschreitende Handelsintegration neue Spielregeln
für nationale Arbeitsmarktpolitiken erfordert. Eine stärkere
Koordinierung nationaler Lohnpolitik auf europäischer Ebe-
ne scheint vor diesem Hintergrund durchaus überlegens-
wert. Allerdings kann eine solche Koordinierung nur dann
sinnvoll ausgestaltet werden, wenn die Spillover-Effekte na-
tionaler Arbeitsmarktinstitutionen auch wirklich verstanden
sind. Beim gegenwärtigen Stand des Wissens müssen die
von der Kommission angedachten Reformen daher eher kri-
tisch betrachtet werden.

Spielraum für koordinierte Lohnpolitik bei 
herrschender Tarifautonomie

Während staatliche Entscheidungsträger das Funktionie-
ren nationaler Arbeitsmärkte durch institutionelle Rahmen-
bedingungen sicherstellen, werden die konkreten Lohnent-
wicklungen in den einzelnen Ländern typischerweise nicht
direkt durch Gesetze und Verordnungen bestimmt, sondern
sind Ergebnis von Verhandlungen verschiedener Vertrags-
partner. Die Arbeitnehmer- und Arbeitgeberinteressen wer-
den dabei in der Regel durch Tarifparteien wahrgenommen,
wie etwa den Gewerkschaften und Arbeitgeberverbänden
in Deutschland. Die Verhandlungen selbst finden dann un-
ter dem gesetzlichen Schutz der Tarifautonomie statt. Dies
bedeutet, dass Verhandlungsergebnisse und damit die kon-
krete Lohnentwicklung nicht direkt staatlich gesteuert wer-
den können. Andererseits ist der Staat selbst Arbeitgeber
und kann daher versuchen, in seiner Rolle als Tarifpartner
Einfluss auf die gesamtwirtschaftliche Lohnentwicklung zu
nehmen. Diese Idee wurde kürzlich von Vertretern der Eu-
ropäischen Kommission aufgegriffen. So kündigte die Kom-
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mission in Person ihres Chefbeamten für Währungsfragen,
Marco Buti, an, die Lohnpolitik über die Lohnverhandlungen
und -abschlüsse im öffentlichen Dienst beeinflussen zu wol-
len. Demnach sollte von diesen Tarifverhandlungen eine Sig-
nalwirkung auf die anderen Branchen gesendet und eine
Lenkung der Lohnpolitik erreicht werden.

Das Gelingen dieses Vorhabens erscheint jedoch ungewiss
und hängt wesentlich davon ab, inwieweit die Tarifabschlüs-
se im öffentlichen Dienst beispielhaft für andere Branchen
sein können. Hier zeigt sich, dass abseits des öffentlichen
Dienstes in praktisch allen Industrienationen der Zentrali-
sierungsgrad in den Lohnverhandlungen über die letzten drei
Jahrzehnte stark gesunken und immer mehr Länder zu be-
trieblichen Lösungen übergegangen sind (vgl. OECD 2004).
Ein Grund für diese Entwicklung könnte in der Heterogeni-
tät der Unternehmen liegen. Es zeigt sich, dass selbst in sehr
offenen Volkswirtschaften nur die produktivsten Unterneh-
men im Ausland aktiv sind, während die weniger produkti-
ven ausschließlich den heimischen Markt bedienen. Das hat
auch Auswirkungen auf die Lohnverhandlungen. Würde man
diesen Firmenunterschieden nicht Rechnung tragen, müss-
ten weniger produktive Unternehmen den gleichen Lohn-
satz zahlen wie wesentlich produktivere Konkurrenten. Mit-
tel- und langfristig könnte dies zu weiteren Firmenaustrit-
ten, steigender Arbeitslosigkeit und einem geringeren Pro-
Kopf-Einkommen führen. Stärkere Integration verschärft vor-
handene Interessenskonflikte zwischen produktiveren und
weniger produktiven Unternehmen und kann daher zumin-
dest einen Teil des Trends hin zu dezentraleren Verhand-
lungslösungen erklären.

Unternehmen sind in einer offenen Volkswirtschaft jedoch in
einer wesentlich komfortableren Position als Gewerkschaf-
ten. Durch die Möglichkeit, ihre Produktion ganz oder teilwei-
se ins Ausland zu verlagern, können Unternehmen aus ihrer
Sicht bessere Lohnverhandlungsergebnisse durchsetzen (vgl.
Eckel und Egger 2009). Einer Streikandrohung lokaler Ge-
werkschaften können multinationale Firmen gelassen entge-
gensehen, da sie die Möglichkeit haben, drohende Produk-
tionsausfälle durch eine Mehrproduktion an ausländischen
Standorten zu kompensieren. Dies verbessert die Verhand-
lungsposition der Firmen und führt ceteris paribus zu einem
Rückgang der Löhne. Für die staatlichen Bediensteten ist die-
se Gefahr naturgemäß nicht gegeben, so dass das Vorhaben,
über die Tarifabschlüsse im öffentlichen Dienst eine Signalwir-
kung zu erzielen, wenig erfolgversprechend scheint.

Fazit

In der aktuellen wirtschaftspolitischen Diskussion wird häufig
auf den Bedarf einer stärkeren Koordinierung in der Lohnpo-
litik hingewiesen. Während dies sowohl aus Sicht der inter-
nationalen Makroökonomik zum Abbau globaler Ungleich-

gewichte als auch aus Sicht der statischen Handelstheorie
zur Vermeidung negativer Spillover-Effekte durchaus gerecht-
fertigt erscheint, so besteht gleichwohl die Gefahr, dass durch
schnelle und wenig durchdachte Reformversuche die Situa-
tion kaum verbessert und im schlimmsten Fall noch ver-
schlechtert wird. Insbesondere gibt der Vorwurf, Deutschland
sei durch seine zurückhaltende Lohnpolitik der letzten Jahre
mitverantwortlich für die negative Entwicklung in anderen eu-
ropäischen Ländern, Anlass zur Sorge, dass die politischen
Entscheidungsträger lediglich versuchen, von den Versäum-
nissen in der eigenen Politik abzulenken, indem rasch ein
Schuldiger für die vorhandenen Probleme benannt wird.
Grundsätzlich ist es wohl kaum zu rechtfertigen, dass eine
notwendige Deregulierung des deutschen Arbeitsmarkts nur
deshalb nicht stattfinden kann, weil andere Länder ihren Ar-
beitsmarkt bei allen vorhandenen Problemen nicht reformie-
ren möchten. Gleichzeitig müssen sich in einer offenen Volks-
wirtschaft aber politische Entscheidungsträger stets vor Au-
gen führen, dass wirtschaftspolitische Maßnahmen auch Aus-
wirkungen auf die Handelspartner haben.

Während eine stärkere Koordinierung arbeitsmarktpolitischer
Maßnahmen und eine kritische Debatte über gemeinsame
arbeitsmarktpolitische Ziele innerhalb der Europäischen Uni-
on grundsätzlich sinnvoll sind, können Regelungen in die-
sem Bereich jeweils nur unter Berücksichtigung der vorherr-
schenden Tarifautonomie getroffen werden. Dies schränkt
die Möglichkeiten politischer Entscheidungsträger, die Lohn-
höhe direkt steuern zu können, stark ein. Ob und inwieweit
auch die Tarifpartner mit institutionellen Reformen auf die
veränderten Rahmenbedingungen in einem globalen Um-
feld reagieren werden, ist bisher unklar. Insbesondere aus
Sicht der Gewerkschaften schiene hier eine stärkere inter-
nationale Koordination durchaus sinnvoll, um die eigene Ver-
handlungsposition gegenüber multinationalen Unternehmen
zu verbessern und den negativen Anpassungsdruck auf
die Löhne durch Produktionsverlagerungen zu dämpfen. Ob
eine derartige Koordination aber auch die gesamtwirtschaft-
liche Wohlfahrt erhöhen kann, war bisher nicht Gegenstand
der wissenschaftlichen Untersuchung.
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Braucht Europa eine Koordinierung der
nationalen Lohnpolitiken?

Schon im Vorfeld der Einführung einer Gemeinschaftswäh-
rung in Europa wurde heftig diskutiert, ob eine Koordinie-
rung der nationalen Lohnpolitiken notwendig sei (zur Dis-
kussion in Deutschland siehe Wissenschaftlicher Beirat
1989; Flassbeck 1992; Fröhlich et al. 1994; Busch 1994;
Lesch 1995; Dohse und Krieger-Boden 1998; Horn et al.
1999). Dabei wurde befürchtet, dass Lohndumping als
Mittel gegen eine nationale Rezession und gegen einen
Anstieg der Arbeitslosigkeit eingesetzt werde. Die Folge
sei eine Abwärtsspirale bei den Löhnen (Lohnsenkungs-
wettbewerb), die die private Konsumnachfrage schwäche
und damit das Wirtschaftswachstum dämpfe. Eine EU-
weite Koordinierung der Lohnpolitik solle diese Abwärts-
spirale bei den Löhnen verhindern. In eine ganz andere
Richtung ging die Sorge vor der »Sprengkraft eines euro-
päischen Lohnkartells« (Flassbeck 1992). So wurde be-
fürchtet, dass Länder mit niedrigem Lohnniveau zu einer
expansiven Lohnpolitik übergehen könnten, um die Ein-
kommensverhältnisse in der Währungszone möglichst
schnell anzugleichen. Rücksicht auf negative Beschäfti-
gungsfolgen müssten sie dabei nicht nehmen, weil sie
auf Ausgleichszahlungen aus den EU-Fördertöpfen ver-
trauten. Schließlich wurde im Kontext der Diskussion über
optimale Währungsräume davor gewarnt, dass divergie-
rende nationale Lohnpolitiken zu Verschiebungen der re-
lativen Wettbewerbspositionen führen, die sich in einer
Währungsunion nicht mehr über Wechselkursanpassun-
gen ausgleichen lassen (vgl. z.B. Wissenschaftlicher Bei-
rat 1989; Eichengreen 1990). Länder mit einer expansi-
ven Lohnpolitik würden real aufwerten und an Wettbe-
werbsfähigkeit verlieren, so dass Leistungsbilanzungleich-
gewichte verfestigt oder verstärkt würden.

Divergente Lohnstückkostenentwicklung

Ein Blick auf die nationalen Lohnpolitiken zeigt, dass es seit
2000 weder zu einem allgemeinen Lohnsenkungswettbe-
werb noch zu dem befürchteten Lohnkartell gekommen ist
(vgl. Lesch 2008). Beurteilt man die Lohnentwicklung an-
hand der relativen Lohnstückkostenentwicklung, die die na-
tionalen (nominalen) Lohnstückkosten in Relation zur (nomi-
nalen) Lohnstückkostenentwicklung der Eurozone insge-
samt setzt, zeigt sich innerhalb der Eurozone aber ein ho-
hes Maß an lohnpolitischer Divergenz (vgl. Tab. 1). Das gilt
nicht nur in der gesamtwirtschaftlichen Betrachtung, son-
dern auch für das Verarbeitende Gewerbe, das vielfach han-
delbare Güter herstellt und daher unter einem besonderen
internationalen Wettbewerbsdruck steht. Es gibt Länder, de-
ren Lohnstückkosten sich relativ stark verschlechtert haben.
Hierzu gehören in der gesamtwirtschaftlichen Betrachtung
vor allem Griechenland, Italien und Spanien. In diesen Län-
dern nahmen die Lohnstückkosten zwischen 2000 und 2009
zwischen 9,7 und 13,8% stärker zu als in der Währungszo-
ne insgesamt. Langsamer stiegen die Lohnstückkosten in
Deutschland und Österreich.

Lohnpolitische Divergenz hat Auswirkungen auf die Wettbe-
werbsfähigkeit. Wo die Lohnstückkosten relativ schneller
steigen, kommt dies einer realen Aufwertung gleich. Gilt dies
nicht nur für die Gesamtwirtschaft, sondern auch für Wirt-
schaftszweige mit handelbaren Gütern, verschlechtert sich
die internationale Wettbewerbsfähigkeit. Der Blick auf die
relativen Lohnstückkosten im Verarbeitenden Gewerbe zeigt:
In Spanien, Portugal, Italien und Griechenland sind die Lohn-
stückkosten deutlich stärker angestiegen als im Durchschnitt.
In diesen Ländern besteht zudem ein Leistungsbilanzdefi-
zit. Ähnliches gilt für einige kleine Volkswirtschaften, die der
Eurozone erst später beigetreten sind. Zudem resultieren
aus den realen Aufwertungen Wachstumsdifferenzen, die ei-
ne ungleiche Entwicklung der Pro-Kopf-Einkommen zur Fol-
ge haben (vgl. Dullien und Fritsche 2007). Dies stellt die eu-
ropäische Geldpolitik vor das Dilemma, die sich heterogen
entwickelnden Mitgliedstaaten mit einer angemessenen
Geld- und Zinspolitik versorgen zu müssen. 

Vorteile einer Koordinierung

Länder, die anhaltend hohe Leistungsbilanzdefizite haben,
sind auf Kapitalzuflüsse angewiesen. Deshalb nimmt mit
Dauer und Umfang des Leistungsbilanzdefizits auch die Aus-
landsverschuldung des betroffenen Landes zu. Dadurch
kann langfristig die finanzielle Solidität der Länder sinken,
was wiederum die Finanzierung der Leistungsbilanzdefizite
erschwert. Ein solches Risiko lässt sich vermeiden, indem
die Defizitländer ihre internationale Wettbewerbsfähigkeit
verbessern und ihre Leistungsbilanz ausgleichen. Anhalten-
de Leistungsbilanzdefizite sind natürlich nicht allein das Er-
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gebnis einer relativ ungünstigen Lohnstückkostenentwick-
lung. Nur wenn ausreichend handelbare Güter produziert
werden, die auf den internationalen Märkten auch nachge-
fragt werden, lässt sich ein Leistungsbilanzdefizit abbauen.
Eine Verbesserung der relativen Lohnstückkostenposition
kann dabei aber helfen. Daher wird gefordert, die lohnpoli-
tischen Divergenzen zu korrigieren (vgl. Flassbeck und Spie-
cker 2005; Dullien und Fritsche 2007). Diese Korrektur könn-
te durch eine Koordinierung der nationalen Lohnpolitiken be-
schleunigt werden.

Eine Koordinierung kann auch sinnvoll sein, weil der Markt
oft heftige und nicht vorhergesehene Korrekturen verlangt.
Führt eine expansive Lohnpolitik zu einer realen Aufwer-
tung und zu negativen Beschäftigungseffekten, müssten die
Tarifparteien ihre Lohnpolitik eigentlich korrigieren, um wie-
der an Wettbewerbsfähigkeit zu gewinnen. Da die Kosten
einer expansiven Lohnpolitik aber zumindest teilweise auf
den Staat (Zuschüsse zur Arbeitslosenversicherung) oder
auch auf supranationale Institutionen (EU und ihre Solidar-
fonds) abgewälzt werden können, wird der Anreiz zur lohn-
politischen Korrektur gemindert. Außerdem relativieren die
Gewerkschaften die Bedeutung der Löhne für die Wettbe-
werbsfähigkeit, weil die Lohnkosten in der kapitalintensiven
Exportindustrie nur einen Teil der gesamten Kosten dar-
stellen. Das macht es aus Sicht der Gewerkschaften wenig
attraktiv, die Wettbewerbsfähigkeit über Lohnzurückhaltung

zu verbessern. Andererseits wirkt Lohnzurückhaltung ge-
rade bei festen Wechselkursen positiv auf die internationa-
le Wettbewerbsfähigkeit, weil eine reale Abwertung nicht
gleich wieder durch eine nominale Aufwertung in Form ei-
ner Wechselkursanpassung korrigiert wird. 

Der Anreiz zur Lohnzurückhaltung wird auch gemindert, weil
auf vielen Märkten mit unvollkommenem Wettbewerb durch-
aus Preissetzungsspielräume bestehen, die es möglich ma-
chen, höhere Lohnkosten auf die Güterpreise zu überwäl-
zen. Wo dies der Fall ist, richten die Gewerkschaften ihre
Lohnpolitik weniger an wettbewerbspolitischen Zielen aus
als an der Stärkung des privaten Konsums. Anpassungs-
druck entsteht erst dann, wenn sich die Marktstruktur än-
dert und Preissetzungsspielräume schrumpfen. Eine Anpas-
sung wird auch notwendig, wenn Länder ihre Leistungsbi-
lanzdefizite nicht mehr finanzieren können, etwa, weil ihre
Bonität herabgesetzt wird. Die Notwendigkeit zur Anpas-
sung kann sich ganz plötzlich ergeben und entsprechend
mit hohen Kosten einhergehen. Denn der Übergang von ei-
ner expansiven zu einer restriktiven Lohnpolitik dürfte zu-
mindest kurzfristig die private Konsumnachfrage dämpfen,
während die positiven Wirkungen von Lohnzurückhaltung
(mehr Investitionen und zusätzliche Exporte) erst mit einer
zeitlichen Verzögerung eintreten. Die aktuellen Bonitätspro-
bleme innerhalb der Eurozone belegen, wie spät und heftig
eine Marktdisziplinierung wirksam werden kann. 
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Tab. 1 

Relative Lohnstückkosten und Leistungsbilanzen in der Eurozone  

 Relative Lohnstückkostena)  
(Veränderung in %)  
Gesamtwirtschaft 

Relative Lohnstückkostena) 

(Veränderung in %)  
Verarbeitendes Gewerbe 

Leistungsbilanzsaldo 
(2009; in % des BIP) 

Belgien 3,0 14,6b) 2,0 

Deutschland – 11,5 – 2,3 5,0 

Estland 51,1 31,9 4,5 

Finnland 4,9 – 15,6 1,3 

Frankreich 1,6b) 3,3b) – 2,9 

Griechenland 13,8 30,6 – 14,0 

Irland 7,8 – 7,8c) – 3,1 

Italien 10,5 27,6 – 3,2 

Luxemburg 9,3 22,5 6,7 

Niederlande 3,4 0,7 – 6,1 

Malta 7,8b) 16,7b) 3,4 

Österreich – 6,5 – 3,3 2,6 

Portugal 4,4b) 7,6c) – 10,4 

Slowakische Republik 9,0 – 38,0 – 3,4 

Slowenien 26,5 11,8 – 1,3 

Spanien 9,7 16,0 – 5,5 

Zypern 9,8c) 27,1c) – 8,5 

Eurozone 0,0 0,0 – 0,7 
a) Veränderung der nationalen (nominalen) Lohnstückkostenposition gegenüber dem Durchschnitt der Eurozone von 2000 
bis 2009 in %; negative Werte zeigen eine relative Verbesserung an. – b) Angaben für 2000 bis 2008. – c) Angaben für 2000 
bis 2007. 

Quelle: OECD; Berechnungen des Autors. 
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Kaum Anreize zur Koordinierung

Soll eine Koordinierung der nationalen Lohnpolitiken ab-
rupte Anpassungen vermeiden und außenwirtschaftliche Un-
gleichgewichte schneller abbauen helfen, muss geklärt wer-
den, wie koordiniert werden soll. Und außerdem ist zu fra-
gen, welche lohnpolitischen Orientierungen im Falle einer
Koordination herangezogen werden sollen. Zur ersten Fra-
ge: Eine Kooperation kann informell über die Tarifparteien
stattfinden. Dazu müssten Tarifverhandlungen länderüber-
greifend abgestimmt werden. Das ist aber schwierig, weil
die nationalen Tarifparteien in einem Gefangenendilemma
stecken. Zum einen können sie einen Anreiz haben, ihre
Wettbewerbsposition durch Lohnzurückhaltung zu verbes-
sern, weil sich diese Strategie gerade in einer Währungs-
union auszahlt. Selbst wenn nur einzelne Länder dieser Stra-
tegie folgen würden, käme eine freiwillige Kooperation nicht
zustande. Theoretisch liefe ein solcher Lohnwettbewerb al-
lerdings aus, sobald überall Vollbeschäftigung herrscht und
die Lohnbildung vor allem durch Knappheit auf den Arbeits-
märkten determiniert wird (vgl. Siebert 1998). Dann wäre
eine freiwillige Koordinierung zwar denkbar, aber nicht not-
wendig. Zum anderen können bestimmte nationale Akteu-
re einen Anreiz haben, die Löhne über eine expansive Lohn-
politik möglichst schnell auf dem höchsten Niveau anzu-
gleichen, um gleiche Einkommensverhältnisse zu schaffen.
Schließt aber die EU umfassende Finanztransfers glaubwür-
dig aus, ist die erwartete Auszahlung einer solchen Strate-
gie gering, so dass sie unterbleibt. 

Kommt es zu keiner freiwilligen Koordination, wäre eine EU-
weite Koordinierungsregel denkbar. Die Europäische Kom-
mission könnte lohnpolitische Leitlinien formulieren, die von
den einzelnen Ländern des Eurowährungsraumes umzuset-
zen wären. Da in vielen EU-Ländern Tarifautonomie gilt, müs-
sen sich die Sozialpartner auf einen solchen Abstimmungs-
prozess allerdings nicht einlassen. Während etwa in Bel-
gien staatlich verordnete Lohnnormen durchaus üblich sind
und in verschiedenen Ländern schon in den neunziger Jah-
ren tripartistische Sozialpakte (Abkommen zwischen Regie-
rung und Tarifparteien) mit lohnpolitischen Verabredungen
geschlossen wurden (vgl. Fajertag und Pochet 2000), dürf-
ten vor allem die deutschen oder österreichischen Gewerk-
schaften deutliche Vorbehalte haben. Schließlich ist eine Ein-
mischung der Politik in die Tarifverhandlungen in diesen Län-
dern unerwünscht. 

Lohnpolitische Leitlinien

Aber selbst wenn die Kommission die Sozialpartner von ei-
ner grenzüberschreitenden Koordination überzeugen sollte,
ist noch nicht geklärt, wie gemeinsame lohnpolitische Leit-
linien aussehen sollten. Schon in den neunziger Jahren wur-
de eine produktivitätsorientierte Lohnpolitik als Koordinati-

onsregel vorgeschlagen. Danach orientieren sich die Lohn-
zuwächse am Produktivitätsfortschritt. Länder mit überdurch-
schnittlichem Produktivitätsfortschritt hätten danach auch
überdurchschnittliche Lohnzuwächse. Angesichts einer un-
terschiedlichen Ausgangslage auf den nationalen Arbeits-
märkten stellt sich aber die Frage, ob eine solche lohnpoli-
tische Koordinationsregel trägt (vgl. Lesch 2008, 94). Be-
findet sich – wie es in einigen Ländern des Währungsgebiets
der Fall ist – eine Volkswirtschaft in einer Situation der Un-
terbeschäftigung, reicht eine produktivitätsorientierte Lohn-
politik nicht aus. Das gilt auch für Volkswirtschaften, die auf
Dauer Probleme haben, ihre Leistungsbilanzdefizite zu finan-
zieren. In diesen Ungleichgewichtssituationen müssten die
Lohnzuwächse hinter der Rate des Produktivitätsfortschritts
zurückbleiben. Dies würde den relativen Preis für Arbeit sen-
ken, die Kapitalrentabilität erhöhen und die heimische Wett-
bewerbsfähigkeit verbessern. Notwendig wäre demnach ei-
ne differenzierte Lohnpolitik: Länder mit Vollbeschäftigung
würden eine strikte Produktivitätsorientierung verfolgen, Län-
der mit Unterbeschäftigung (und/oder Leistungsbilanzpro-
blemen) würden eine Strategie der Lohnzurückhaltung wäh-
len, und Länder mit Arbeitskräftemangel könnten wieder-
um Knappheitspreise zahlen, um genügend Arbeitskräfte
anzulocken. Das kann zumindest vorübergehend bedeuten,
dass die Lohnpolitik so expansiv ist, dass die gesamtwirt-
schaftlichen Lohnzuwächse über das Produktivitätswachs-
tum hinausgehen.

Bei diesen Koordinationsregeln steht eine angebotsorien-
tierte Sichtweise im Vordergrund. Nachfrageorientierte Öko-
nomen wenden ein, dass sich Lohnzurückhaltung zwar po-
sitiv auf den Export, aber negativ auf die Binnennachfra-
ge auswirkt. Entsprechend wird vorgeschlagen, Arbeits-
losigkeit über eine Stärkung der privaten Konsumnach-
frage abzubauen. Beispielsweise könnte eine expansive-
re Lohnpolitik in Deutschland dazu beitragen, dass das hei-
mische Wachstum mehr von der Inlandsnachfrage und we-
niger über Exportüberschüsse getragen wird, was einen
Beitrag zum Abbau der außenwirtschaftlichen Ungleichge-
wichte in der Eurozone leisten könnte. Welche Rolle der
Lohnpolitik beim Abbau von Arbeitslosigkeit und bei der
Beseitigung außenwirtschaftlicher Ungleichgewichte zu-
kommt, ist in der wirtschaftspolitischen Debatte umstrit-
ten. Es gibt keine allgemein akzeptierte lohnpolitische Ko-
ordinierungsregel. 

Als Fazit lässt sich somit festhalten: Eine Korrektur der Lohn-
stückkosten der Defizitländer relativ zu denen der Über-
schussländer ist sinnvoll, um die Leistungsbilanzungleich-
gewichte abzubauen. Eine Koordinierung der nationalen
Lohnpolitiken könnte diesen Prozess beschleunigen. Es be-
steht derzeit aber weder ein Koordinationsanreiz noch eine
allgemein akzeptierte Koordinationsregel. Notwendige An-
passungen werden also auch künftig durch den Druck der
Märkte ausgelöst, auch wenn Märkte schnelle und umfas-
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sende Maßnahmen erzwingen können, die sich nicht anti-
zipieren lassen.
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Europäische Ungleichgewichte und 
Koordinierung der Lohnpolitiken

Braucht Europa eine Koordinierung der 
nationalen Lohnpolitiken?

Die europäische Schuldenkrise wurde durch den Quasi-Bank-
rott von Griechenland im Frühjahr 2010 ausgelöst. Darauf-
hin spannten die europäischen Staaten und der IWF einen
Rettungsschirm für die Eurozone, um die Verunsicherung am
Finanzmarkt über hohe Staatsdefizite und öffentliche Schul-
denstände einzudämmen. Der Schuldenkrise ist jedoch ei-
ne ökonomische Divergenz der Länder der Eurozone voraus-
gegangen. Die oft diskutierten Unterschiede in den intra-eu-
ropäischen Leistungsbilanzsalden sind nur ein Aspekt. Die
Divergenz war insbesondere auch bei den Lohnstückkos-
ten zu beobachten, die durch gravierende Unterschiede in
den nationalen Lohn- und Produktivitätsentwicklungen seit
Einführung des Euro ausgelöst wurde. Während die südeuro-
päischen Staaten hohe Steigerungen der Lohnstückkosten
verzeichneten, blieben sie in Deutschland nahezu konstant.
Hätte diese Divergenz der Lohnstückkosten durch eine eu-
ropaweite Koordinierung der nationalen Lohnpolitiken ver-
hindert werden können? Und ist Lohnkoordination eine Po-
litikoption zur Vermeidung zukünftiger gegensätzlicher öko-
nomischer Entwicklungen in der Eurozone? 

Die Entwicklung der Lohnstückkosten in der 
Eurozone

Auch wenn sich die divergente Entwicklung der nationalen
Lohnstückkosten innerhalb der Eurozone erst seit der Ein-
führung des Euro entwickelte, ist die eigentliche Ursache be-
reits einige Jahre früher in der deutschen Wiedervereinigung
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zu finden (vgl. Schnabl und Zemanek 2010).
Der starke Anstieg der Staatsverschuldung
und der Arbeitslosigkeit in Deutschland im
Verlauf des Aufbaus Ost sind wichtige Grün-
de. Die angestrebte Konsolidierung der
Staatsverschuldung forcierte – nicht zuletzt
aufgrund der Restriktionen des Europäischen
Stabilitäts- und Wachstumspakts – die Zu-
rückhaltung bei öffentlichen Lohnabschlüs-
sen. Im privaten Sektor erhöhte der deutli-
che Anstieg der gesamtdeutschen Arbeits-
losigkeit die Verhandlungsmacht der Indus-
trie, wodurch das Lohnniveau seit 1999 im
Wesentlichen konstant blieb.

Währenddessen verzeichneten viele südeu-
ropäische Länder seit Einführung des Euro
einen massiven Anstieg der Löhne. Der
Hauptgrund kann im fortschreitenden euro-
päischen Integrationsprozess gesehen werden, insbeson-
dere der Europäischen Währungsunion. Die Zinsen in den
bisherigen Hochzinsländern Spanien, Italien, Griechenland
und Portugal konvergierten auf das niedrige deutsche Ni-
veau. Zudem verbesserten das Wegfallen des Wechselkurs-
risikos, die stabileren makroökonomischen Rahmenbedin-
gungen und die Integration der europäischen Finanzmärk-
te die Investitionstätigkeit in Südeuropa. 

Grenzüberschreitende Kapitalströme, gespeist von deut-
schen Ersparnissen und gepaart mit einem starken (globa-
len) Kreditwachstum, befeuerten einen Immobilien- und Bau-
boom z.B. in Spanien oder Irland. Dadurch überstieg das
Lohnwachstum im Bausektor dessen Produktivitätsgewin-
ne deutlich. Die hohen Löhne im Bausektor führten zum
Lohndruck in anderen Sektoren. Gestiegene Löhne im pri-
vaten und öffentlichen Sektor, aber auch pro-zyklische Fis-
kalpolitik, hoben die Inflationsraten in den südeuropäischen
Ländern über den Durchschnitt der Eurozone.1 Die teilwei-
se Inflationsindexierung der Löhne befeuerte das Lohn-
wachstum weiter. Begünstigt durch diese Lohn-Preis-Spi-
rale stiegen seit 1999 die relativen Lohnstückkosten ge-
genüber Deutschland in Südeuropa und Irland bis zu 40%
(vgl. Abb. 1). 

Die Divergenz der Löhne innerhalb der Europäischen Wäh-
rungsunion wurde durch die Einführung des Euro begüns-
tigt, da nun einer einheitlichen Geldpolitik in zusammenwach-
senden Kapitalmärkten unterschiedliche nationale Lohn-
politiken entgegenstanden. Während Deutschland aufgrund
der vereinigungsbedingten Arbeitslosigkeit eine restriktive
Lohnpolitik forcierte, blieben am Rand der Währungsunion
die Lohnzuwächse hoch. Die Europäische Zentralbank sah
keinen Grund zur Straffung der Geldpolitik, da die durch-

schnittliche Inflation in der Eurozone nahe am Zielwert von
2% lag. 

Die Finanzmarktkrise stoppte den Kapitalfluss nach Süd-
europa. Investoren bewerteten Risiken neu und/oder zo-
gen Kapital ab. Nach einer fast zehnjährigen Divergenz der
Lohnstückkosten in der Eurozone finden sich die Krisen-
länder mit hohen öffentlichen Schulden, geringen Wachs-
tumsaussichten und relativ hohen Löhnen innerhalb der
Eurozone wieder. Dies hat den Ruf nach einer zukünftigen
Koordinierung der Lohnpolitiken innerhalb der Eurozone laut
werden lassen (vgl. Busch 2010). 

Direkte Koordinierung nationaler Lohnpolitiken

Der Begriff der Koordinierung wird in der Literatur (vgl.
Borghijs et al. 2003; Ribhegge 2007; Priewe 2007) sehr
unterschiedlich interpretiert. So fallen unter Koordinierung
von Lohnpolitiken zum einen europaweite Branchenta-
rifverträge, aber auch informelle Absprachen oder die
Lohnführerschaft eines Landes. Europaweite Branchen-
tarifverträge sind als direkte Koordinierungsmaßnahme
einzuordnen. 

Eine direkte, supranationale Lohnkoordinierung durch eu-
ropaweite Branchentarifverträge würde die Lohnpolitik in
allen Ländern der Eurozone branchenspezifisch verein-
heitlichen. Portugiesische Arbeitnehmer erhielten im Ex-
tremfall den gleichen Zuwachs an Einkommen wie ihre
Kollegen in Deutschland und Finnland. Lohnsteigerun-
gen orientierten sich am durchschnittlichen Produktivitäts-
zuwachs und der durchschnittlichen Inflation der Eurozo-
ne. Jedoch tritt bei der Orientierung am durchschnittlichen
Produktivitätswachstum ein Problem auf, das mit der Zins-
setzung der EZB für Länder mit unterschiedlichen Inflati-
onsraten vergleichbar ist.
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1 In Griechenland war der »Boom der Löhne im öffentlichen Sektor« der
Hauptgrund für überdurchschnittliche Inflationsraten.
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Länder mit Produktivitätssteigerungen über
dem Durchschnitt, wie in der Vergangenheit
Deutschland, würden eine relative Verringe-
rung der Lohnstückkosten in dieser Branche
gegenüber Ländern mit unterdurchschnittli-
chem Produktivitätswachstum erfahren. So-
mit hätte Deutschland bei Lohnkoordinierung
auf Basis europaweiter Branchentarifverträ-
ge in der Vergangenheit durch sein relativ
starkes Produktivitätswachstum in vielen
Branchen ebenfalls real gegenüber anderen
Euroländern aufgewertet. Die Divergenz der
Lohnstückkosten in der Eurozone wäre nicht
verhindert worden, sondern »zentral koordi-
niert« entstanden.

Die europaweite Lohnkoordination auf Bran-
chenebene fördert zudem die Konzentration
von Branchen in bestimmten Ländern. Wäh-
rend hohe Produktivitätssteigerungen im deutschen Maschi-
nenbau durch relativ sinkende Lohnstückkosten belohnt wer-
den, kann zum Beispiel die Tourismusbranche in Südeuro-
pa oder die Logistikbranche in den Niederlanden von ihren
Produktivitätssteigerungen profitieren. Dies könnte, ähnlich
wie in der Argumentation von Krugman (1993), zu einer re-
gionalen Konzentration von und der nationalen Spezialisie-
rung auf bestimmte Branchen führen. 

Bei der Orientierung der Lohnpolitik an der durchschnittli-
chen Inflation der Eurozone sinken zudem die Reallöhne in
Ländern mit einer Inflationsrate über dem Durchschnitt. Im
Gegensatz dazu steigen die Reallöhne in Ländern mit un-
terdurchschnittlicher Inflation. Wenn man einen positiven Zu-
sammenhang von Inflationsrate und wirtschaftlicher Aktivi-
tät unterstellt, erzeugen europaweite Tarifverhandlungen auf
Basis von durchschnittlichen Inflationsraten prozyklische na-
tionale Reallohnänderungen in der Währungsunion. Durch
die niedrige Arbeitsmobilität in der Eurozone stiege die Ge-
fahr von Verwerfungen auf den nationalen Arbeitsmärkten. 

Indirekte Lohnkoordinierung 

Die direkte Koordinierung der Lohnpolitiken auf Basis euro-
paweiter Tarifverträge eignet sich somit nicht, um eine Wie-
derholung massiv divergierender Lohnstückkosten zu ver-
hindern. Als Alternative bietet sich die indirekte Koordinie-
rung von Lohnpolitiken an. Diese könnte sich in Form eines
europaweiten Konsenses zwischen den nationalen Lohn-
verhandlungspartnern darstellen, der Lohnsteigerungen ge-
mäß nationalen Produktivitätswachstum und nationalen In-
flationsraten gewährleistet. Dies würde die derzeitigen rela-
tiv hohen Lohnstückkosten in Südeuropa nicht verringern,
könnte aber eine weitere Divergenz der Lohnstückkosten
in der Eurozone verhindern. 

Jedoch wird ein europaweiter Konsens zur dezentralen, in-
direkten Koordinierung der Lohnpolitiken aufgrund der Viel-
zahl an Interessenträgern nur schwer zu erreichen sein. Um
dies bei Wahrung der Tarifautonomie zu lösen, wird in der
Literatur eine supranationale Koordinierung der Lohnpoliti-
ken im öffentlichen Dienst auf Basis nationaler gesamtwirt-
schaftlicher Produktivitätszuwächse diskutiert (vgl. Priewe
2007). Die Lohnabschlüsse im öffentlichen Dienst werden
oft als Signal für private Lohnverhandlungen wahrgenom-
men (vgl. Pérez und Sánchez 2010) und beeinflussen indi-
rekt private Lohnabschlüsse. Die direkte Koordinierung der
Löhne im öffentlichen Dienst könnte somit indirekt zur Ko-
ordinierung der Löhne im privaten Bereich beitragen. Abbil-
dung 2 zeigt die sehr ähnliche Entwicklung der Ausgaben
für öffentlich Beschäftigte mit der Entwicklung der Lohn-
stückkosten in Abbildung 1.

Allerdings wird eine Koordinierung der öffentlichen Lohn-
politiken in den nächsten Jahren nicht notwendig sein.
Denn hohe öffentliche Budgetdefizite und Staatsschulden-
stände in Folge der Finanzmarktkrise sowie kritischere Ka-
pitalgeber werden das Lohnwachstum im öffentlichen Sek-
tor aller Euroländer für viele Jahre limitieren. Zusätzlich
werden die notwendige und teilweise bereits beschlos-
sene Stärkung des Stabilitäts- und Wachstumspakts so-
wie die strengeren Budgetkontrollen durch die Europäi-
sche Kommission die fiskalischen Restriktionen verstär-
ken. Auch Deutschland als derzeitiges europäisches
Boomland wird keine Ausnahme sein. Trotz steigender
Steuereinnahmen ist ein ausgeglichener Staatshaushalt
nicht in Sicht. Bei der derzeitigen deutschen Staatsschul-
denquote ist der Lohnerhöhungsspielraum im öffentlichen
Dienst begrenzt. Zudem wirkt die mit der Föderalismus-
reform II beschlossene Schuldenbremse bereits heute res-
triktiv auf die deutsche Fiskalpolitik. Somit werden die
europaweit restriktiven Fiskalpolitiken die öffentlichen
Lohnpolitiken disziplinieren, indirekt die Löhne koordinie-
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ren und einer erneuten Divergenz der Lohnstückkosten
in der Eurozone entgegenwirken.

Von der deutschen Fiskalpolitik ist deshalb kein Impuls für
Lohnerhöhungen in Deutschland und eine Konvergenz der
Lohnstückkosten durch steigende deutsche Lohnstückkos-
ten zu erwarten. 

Im derzeitigen Boom wird das Lohnplus im privaten Sektor
im Vergleich zu den vergangenen Jahren höher ausfallen.
Durch den internationalen Wettbewerb, dem der für Arbeits-
plätze wichtige Exportsektor ausgesetzt ist, sind aber wei-
terhin Produktivitätssteigerungen und/oder Lohnmoderati-
on wahrscheinlich, wodurch die deutschen Lohnstückkos-
ten nur moderat steigen dürften. Deutschland hat sich lohn-
politisch als europäischer Stabilitätsanker entwickelt, an dem
sich alle anderen Länder der Eurozone mit ihrer Lohnpolitik
orientieren sollten, um nicht Anpassungskosten in Form von
Arbeitslosigkeit tragen zu müssen.2 Diese Lohnführerschaft
kann als bereits bestehende indirekte marktwirtschaftliche
Koordinierung der Lohnpolitiken in der Eurozone interpre-
tieren werden.

Fazit

Die Schuldenkrise und die divergierenden Leistungsbilanz-
salden in der Eurozone habe die Frage der Koordinierung
von Lohnpolitiken in Europa auf die wirtschaftspolitische
Agenda gehoben. Jedoch ist insbesondere die direkte bzw.
supranationale Koordinierung aus ökonomischer Sicht ab-
zulehnen. Ein europäischer Konsens, dass Lohnsteigerun-
gen nicht das Produktivitätswachstum übersteigen sollten,
ist zu begrüßen. Die europaweit restriktiven Fiskalpolitiken
sowie die lohnpolitische Stabilität Deutschlands stellt aber
bereits heute eine marktwirtschaftliche, indirekte Koordi-
nierung der Lohnpolitiken in Europa dar. 
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Preisliche Wettbewerbsfähigkeit von
GIPS-Staaten nicht um jeden Preis

Eine Reihe von Mitgliedern der Europäischen Währungs-
union sah sich in den letzten Monaten einer Vertrauenskri-
se auf den Finanzmärkten, insbesondere den Anleihenmärk-
ten, ausgesetzt. Im Zentrum stand dabei eine Ländergrup-
pe, die manchmal mit der Abkürzung GIPS (Griechenland,
Irland, Portugal und Spanien) zusammengefasst wird. Wenn
man bedenkt, dass eine einfache statische Analyse zur Ent-
wicklung des Schuldenstands und dessen Nachhaltigkeit
(»debt sustainability analysis«) auf dem realen Zins, dem Bud-
getsaldo vor Schuldendienst und dem realen Wachstum be-
ruht, ist dies nicht gänzlich überraschend. Während der rea-
le Zins im Euroraum als recht niedrig zu bezeichnen ist, wei-
sen einige europäische Staaten Budgetdefizite in einer Grö-
ßenordnung auf, die in den letzten Jahren ansonsten nur von
Schwellen- und Entwicklungsländern bekannt waren. Es
ist unbestritten, dass ein Teil dieser negativen Budgetent-
wicklung direkt oder indirekt eine Folge der Finanz- und Wirt-
schaftskrise ist. Das beste Beispiel dafür ist Irland, dessen
Budgetdefizit aufgrund von impliziten Staatsgarantien für
den Bankensektor in die Höhe getrieben wurde.

Diese Vertrauenskrise scheint zumindest für den Moment
aufgrund einer konzertierten Aktion der Europäischen Uni-
on, dem Internationalen Währungsfonds (IWF) und der Eu-
ropäischen Zentralbank (EZB) überwunden, aber die Ner-
vosität der Finanzmärkte wird erst endgültig weichen, wenn
Länder wie Griechenland, Irland, Italien, Portugal und Spa-
nien wieder ihr Wachstumspotential steigern können. An-
ders ausgedrückt: für die Zukunft der Europäischen Wäh-
rungsunion wird es unumgänglich sein, Strategien zur Über-
windung der strukturellen Probleme der GIPS-Staaten zu
verfassen. Dies wird wichtig sein, um die wachsende Diver-

genz in der wirtschaftlichen und fiskalischen Entwicklung
kurzfristig zu stoppen und mittelfristig in diesen Bereichen
wieder eine Konvergenz – eine zentrale Voraussetzung für
eine effektive Geldpolitik der EZB – zu erreichen. Jegliches
finanzielles »Rettungspaket« kann somit den Ländern nur
etwas Zeit verschaffen, um die notwendigen Reformen an-
zupacken. Ob diese Anpassung allerdings tatsächlich er-
folgreich ist, hängt zu einem nicht geringen Maß von dem
Reformwillen und der Reformfähigkeit eines Landes ab.

Nominale Abwertung als wirtschaftspolitisches
Instrument fehlt

Im Fall eines flexiblen Wechselkurssystems, sprich ohne sig-
nifikante Interventionen der Zentralbank(en) auf dem Devi-
senmarkt oder einem fixem Wechselkurssystem, wirkt der
Wechselkurs im Falle von außenwirtschaftlichen Ungleich-
gewichten wie ein automatischer Stabilisator. Die Importe
der betroffenen Länder verteuern sich durch eine nominale
Abwertung, und die Exporte steigen aufgrund einer besse-
ren preislichen Wettbewerbsfähigkeit. Für den Fluss von Han-
delsgütern ist aber nicht der nominale Wechselkurs, son-
dern der reale Wechselkurs entscheidend, der sich aus dem
nominalen Wechselkurs multipliziert mit den relativen Prei-
sen zwischen den jeweiligen Handelsländern zusammen-
setzt. Dabei ist festzuhalten, dass eine reale Abwertung ini-
tiiert durch eine nominale Abwertung viel schneller zu errei-
chen ist, als eine reale Abwertung getrieben durch die Ver-
änderung der relativen Preise.

Für die Länder innerhalb der Eurozone ist der nominale
Wechselkurs bekanntlich seit der Einführung des Euro fixiert,
d.h. jegliche Veränderungen des realen Wechselkurses rüh-
ren von relativen Unterschieden in der Entwicklung der Prei-
se oder Löhne. Zudem hat sich die Gemeinschaftswährung,
der Euro, während der Vertrauenskrise als recht stabil er-
wiesen. Das bedeutet, dass auch keine starken Impulse von
erhöhten Exporten mit Nicht-EU-Ländern zu erwarten sind.
Kurzum, die strukturschwachen Mitglieder des Euroraums
müssen Mittel und Wege finden, ihre internationale Wett-
bewerbsfähigkeit wieder zu gewinnen. 

Ist Deutschland Teil des Problems oder Teil der
Lösung?

Es wurden in den letzten Monaten immer wieder Stimmen
laut, dass Deutschland seine preisliche Wettbewerbsfähig-
keit in den letzten Jahren »auf Kosten« seiner europäischen
Partner stark verbessert habe. Ein Blick auf folgende Gra-
phik aus dem aktuellen Jahresgutachten des Sachverstän-
digenrates (SVR 2010, 86) bestätigt, dass die Lohnstück-
kosten in Griechenland, Irland, Portugal und Spanien im Zeit-
raum von 2000 bis 2010 um bis zu knapp 30% stärker ge-
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wachsen sind als in Deutschland. Auch die
Entwicklung gegenüber Frankreich und Ita-
lien war von ähnlicher Natur.

Der untere Teil der Graphik zeigt, dass es
Deutschland vor allem moderate Lohnzu-
wächse erlaubt haben, eine reale Abwertung
gegenüber den genannten europäischen
Ländern zu erzielen. Das weckte Begehrlich-
keiten in diesen Ländern.

Zunächst gilt es zu beurteilen, ob Deutsch-
land möglicherweise einen gewichtigen An-
teil am Ungleichgewicht im Euroraum hat.
Zumindest zwei Argumente sprechen da-
gegen:

– Zum einen darf man nicht vergessen, dass
die relative Lohnzurückhaltung in
Deutschland ausgehend von einem ho-
hen Niveau gestartet ist. Die Deutsche
Mark hat sich aufgrund der deutschen Wiedervereinigung
und dem starken Anstieg der heimischen Nachfrage in
der ersten Hälfte der 1990er Jahre real stark aufgewer-
tet. Deutsche Unternehmen haben somit in den letzten
Jahren »nur« ihre preisliche Wettbewerbsfähigkeit wie-
dergewonnen.

– Zum anderen muss man auch die Hintergründe des
deutschen Exportbooms und der relativen Schwäche
der Exportleistung anderer Ländern des Euroraums be-
leuchten. Eine Reihe von Analysen beschäftigt sich mit
diesem Thema. Danninger und Joutz (2008) zeigen,
dass Deutschland seinen Exportanteil zu einem gerin-
geren Teil aufgrund der gestärkten preislichen Wett-
bewerbsfähigkeit und zu einem größeren Teil aufgrund
einer gesunden Exportbasis in stark wachsenden Märk-
ten und einem geschickten Ausnutzen der internatio-
naler Arbeitsteilung (»Offshoring«) steigern konnte. Ben-
nett et al. (2008) sowie Kabundi und Nadal de Simone
(2009) orten auch eine Reihe von strukturellen Grün-
den für die Exportschwäche in Frankreich, Italien und
Portugal. Die Autoren nennen u.a. eine schlechtere Res-
sourcenallokation aufgrund von Rigiditäten auf den Ar-
beits- und Produktmärkten, geringere Produktivitäts-
gewinne und eine schlechtere Marktposition in stark
wachsenden Ländern.

Dann stellt sich die Frage, ob Deutschland zum Abbau des
Ungleichgewichtes in Europa beitragen kann. In diesem
Zusammenhang wird der Ruf nach einer Koordinierung der
nationalen Lohnpolitik auf europäischer Ebene laut. Die Ra-
tio hinter diesem Argument ist, dass die realen Wechsel-
kurse innerhalb der Eurozone durch politischen Konsens bis
zu einem bestimmten Grad gelenkt werden könnten. An-
ders ausgedrückt: Befürworter dieses Ansatzes wollen ei-

nen stärkeren Lohnanstieg in Deutschland relativ zu ande-
ren Ländern des Euroraums sehen, der nicht nur die heimi-
sche Nachfrage und somit die deutsche Importnachfrage
für anderen europäische Produkte beflügeln sollte, sondern
auch zu einer realen Aufwertung Deutschlands vis-à-vis an-
derer Länder des Euroraums führt. Aber ist dies ein sinn-
voller und gangbarer Weg? Eine sehr knapp gefasste Ant-
wort darauf sollte wohl »nein« lauten. Eine Koordinierung der
nationalen Lohnpolitik in Europa erscheint nicht nur nicht för-
derlich, sondern könnte sogar kontraproduktiv sein. Folgen-
de Gründe sprechen gegen eine Koordinierung der Lohn-
politik:

– Erstens, dürfen wir nicht vergessen, dass die Eurozone
zwar ein Wirtschaftsraum mit stark integrierten Waren-
und Kapitalströmen ist, aber keine »autarke« Wirtschafts-
zone. Jede reale Aufwertung der Länder der Eurozone
relativ zu anderen wichtigen Handelspartnern außerhalb
der Eurozone, beeinflusst natürlich das außenwirtschaft-
liche Gleichgewicht dieser Region. Am Beispiel von
Deutschland sieht man, dass in etwa die Hälfte des Leis-
tungsbilanzüberschusses in den letzten Jahren in Nicht-
EU-Ländern erzielt worden ist. 

– Zweitens, betont der Sachverständigenrat in seinem Jah-
resgutachten 2010/11, dass von höheren Lohnabschlüs-
sen in Deutschland nicht nur ein Preiseffekt, sondern auch
ein Einkommenseffekt zu erwarten ist. Wenn die höhe-
ren Löhne zu einer geringeren Beschäftigung in Deutsch-
land führen sollten, dann ist der Gesamteffekt der Lohn-
steigerung auf das verfügbare Einkommen und somit
die heimische Nachfrage und die deutsche Importnach-
frage für Produkte aus dem Euroraum unklar. Eine Si-
mulationsstudie des SVR (2010) kommt in der Tat zum
Schluss, dass eine einmalige Lohnerhöhung in Deutsch-
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land einen geringen, negativen Effekt auf die Nachfrage
in den Defizitländern hätte.

– Drittens, könnte sich ein Eingriff in die Lohnpolitik nega-
tiv auswirken, weil einerseits die Signalwirkung von Löh-
nen – die für eine effiziente Allokation von Arbeitskräften
wichtig ist – geschwächt wird, und andererseits die Lohn-
kosten einen großen Teil der Fixkosten eines Unterneh-
mens darstellen und die Lohnpolitik einer Firma ein wich-
tiges Instrument zum Erhalt bzw. Aufbau seines Hu-
mankapitals ist.

Die Kernfrage bleibt somit, wie die Wettbewerbsfähigkeit der
GIPS-Staaten gesteigert werden kann, ohne durch eine ko-
ordinierte nationale Lohnpolitik Einfluss auf den bilateralen
realen Wechselkurs zwischen Mitgliedern der Eurozone neh-
men zu wollen? Wenn wir uns dabei nochmals an die zwei
Komponenten der Entwicklung der Lohnstückkosten zurück-
erinnern, dann sollten wirtschaftspolitische Maßnahmen idea-
lerweise gleichzeitig auf beide zielen, um einen nachhaltigen
Abbau der Ungleichgewichte in Europa zu erwirken: Es gilt
die preisliche Wettbewerbsfähigkeit durch einen Anstieg der
Arbeitsproduktivität, die beispielsweise auf den Abbau von
Rigiditäten auf der Angebotsseite in den strukturschwachen
Ländern zurückgeht, und eine zurückhaltende Lohnpolitik
zu steigern. Alesina und Perotti (2010) lassen in diesem Zu-
sammenhang keinen Zweifel, dass in erster Linie die Defi-
zitländer und nicht Deutschland in der Pflicht sind, ihren Kurs
anzupassen.
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Auf die Finanzpolitik im Freistaat Bayern
werden in den kommenden Jahren eini-
ge Herausforderungen warten. Durch die
Ergebnisse der Föderalismusreformkom-
mission II werden die Länder bis zum Jahr
2020 auf einen strengen Konsolidierungs-
pfad gezwungen, wonach ab diesem Jahr
die Haushalte ohne Neuverschuldung auf-
zustellen sind [Art. 109 (3) GG]. Infolge der
Auswirkungen der Finanz- und Wirt-
schaftskrise, welche zu gesunkenen Steu-
ereinnahmen bei gleichzeitig gestiegenem
Ausgabenniveau geführt haben, wird die
Umsetzung des Pfades jedoch erschwert.
Während Bayern in den Jahren von 2006
bis 2008 einen annähernd ausgegliche-
nen Haushalt erwirtschaften konnte, be-
trug die Deckungslücke im Jahr 2009 über
1,9 Mrd. Euro. Ohne weitere Konsolidie-
rungsbestrebungen sieht der aktuelle Fi-
nanzplan des Freistaats Bayern auch für
die folgenden Jahre solch erhebliche De-
ckungslücken beim bereinigten Finanzie-
rungssaldo vor (vgl. Finanzplan 2009). 

Gleichzeitig wird für die kommenden Jah-
re ein abgeschwächtes gesamtdeutsches
Trendwachstum erwartet (vgl. Gemein-
schaftsdiagnose 2010). Zwar wird für den
Freistaat Bayern in diesen Jahren von ei-
nem leicht überdurchschnittlichen Wachs-
tum ausgegangen (vgl. Prognos AG 2010);
dennoch erscheint es fraglich, inwieweit
die aus dem höheren Wachstum resultie-
renden Steuermehreinnahmen die Steuer-
mindereinnahmen der Jahre 2009 bis
2011(verglichen mit dem Jahr 2008) kom-
pensieren können. Da auch das Ausga-
benniveau derzeit deutlich über den Jah-
ren vor der Wirtschaftskrise liegt, besteht
ebenso ausgabeseitig Handlungsbedarf.
Dabei gilt es jedoch zu berücksichtigen,
dass ein Großteil der bayerischen Landes-
ausgaben (z.B. Personalkosten und in Tei-
len auch die laufenden Zuweisungen und
Zuschüsse) zumindest in der kurzen Frist

als Fixkosten anzusehen sein dürften. Hier
stellt sich demnach die Frage, welche Pos-
ten für eine ausgabeseitige Konsolidierung
überhaupt in Betracht kommen.

Projektion der Haushalts-
entwicklung im Freistaat Bayern
bis zum Jahr 2020

Die Projektion der Haushaltsentwicklung
des Freistaats Bayern stellt eine Möglich-
keit dar, Aussagen über Handlungsspiel-
räume der Finanzpolitik (z.B. die Reali-
sierung von Investitionsvorhaben) abzu-
leiten. Die durch die Projektion gewon-
nenen Erkenntnisse können herangezo-
gen werden, um den Haushalt tragfähig
aufzustellen. Für die Projektion des baye-
rischen Landeshaushalts für die Jahre
2010 bis 2020 werden die Einnahmesei-
te und die Ausgabenseite separat be-
trachtet. Abschließend erfolgen eine Zu-
sammenführung der Ergebnisse und die
Ableitung der Finanzierungssituation, wel-
che sich für den Landeshaushalt ergibt.
Es werden dabei ausschließlich nomina-
le Werte ausgewiesen.

Projektion der Einnahmeentwicklung im
Freistaat Bayern bis zum Jahr 2020

Für die Projektion der bayerischen Lan-
deseinnahmen werden diese zunächst in
einzelne Komponenten unterteilt. Die Un-
terteilung wird vorgenommen, um für die
verschiedenen Teilkomponenten individu-
elle Annahmen zur Fortschreibung treffen
zu können. Tabelle 1 zeigt die Zusammen-
setzung der Landeseinnahmen nach der
getroffenen Untergliederung. Im Folgen-
den werden diese hinsichtlich der enthal-

für den Freistaat Bayern bis zum Jahr 2020

Alexander Eck, Johannes Steinbrecher und Christian Thater*

Langfristige Projektion der Haushaltsentwicklung 

Vor dem Hintergrund der Unsicherheit über die weitere Einnahmen- und Ausgabenentwicklung im

Freistaat Bayern hat die Dresdner Niederlassung des ifo Instituts für das Bayerische Staatsminis-

terium für Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr und Technologie eine Studie zum Thema Haushalts-

konsolidierung, Infrastruktur und Standortwettbewerb erstellt, deren zentrale Ergebnisse in dem

vorliegenden Beitrag zusammengefasst sind. Dabei wurden die Daten an die Ergebnisse der aktu-

ellen Steuerschätzung vom November 2010 angepasst. 

* Alexander Eck, Johannes Steinbrecher und Chris-
tian Thater sind Doktoranden am ifo Institut für Wirt-
schaftsforschung, Niederlassung Dresden.
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tenen Positionen sowie der jeweiligen Projektionsannahmen
kurz beschrieben.

Die ausgewiesenen Steuereinnahmen umfassen den Län-
deranteil an den Gemeindesteuern, die Landessteuern, den
im Länderfinanzausgleich (LFA) zugewiesenen Anteil an der
Umsatzsteuer und die erhöhte Gewerbesteuerumlage zur
Neuregelung der Finanzierung des Fonds Deutsche Einheit
sowie des Finanzausgleichs. Dabei werden sämtliche Ein-
nahmen und Ausgaben im Rahmen des LFA durch dessen
Simulation ermittelt. Nachdem die Steuereinnahmen mit rund
30,5 Mrd. Euro im Jahr 2010 ihren Tiefpunkt im Prognose-
zeitraum erreicht haben, wird ab dem Jahr 2011 wieder ein
Anwachsen der Steuereinnahmen auf 42,1 Mrd. Euro bis zum
Jahr 2020 erwartet. 

Die weiteren Einnahmen hatten mit einem Volumen von
rund 8,6 Mrd. Euro im Jahr 2010 einen Anteil von etwa 20%
an den Gesamteinnahmen des Freistaats. Diese Einnah-
mekomponenten umfassen drei Positionen, welche in Ta-
belle 2 dargestellt sind. 

Die laufenden Zuweisungen und Zuschüsse entnehmen
wir bis zum Jahr 2014 der Finanzplanung. Anschließend
schreiben wir sie mit der historischen Wachstumsrate
(1,9% p.a.) bereinigt um die nominal fixierte Kfz-Steuer
fort. Die erwarteten Mehreinnahmen in den kommenden
Jahren sind im Wesentlichen auf steigende Zuweisungen
des Bundes für den öffentlichen Personennahverkehr so-
wie für das aufgelegte Programm zur Aufnahme zusätzli-

cher Studienanfänger (im Rahmen des Hochschulpakts
2020) zurückzuführen (vgl. Finanzplan 2009). Durch die
unterstellte Entwicklung steigen die laufenden Zuweisun-
gen und Zuschüsse im Projektionszeitraum von rund
4,8 Mrd. Euro im Jahr 2010 auf rund 5,6 Mrd. Euro im Jahr
2020 leicht an.

Die zweite Komponente der sonstigen Einnahmen sind die
Einnahmen der Kapitalrechnung. Von entscheidender Be-
deutung in der Kapitalrechnung sind Vermögensübertra-
gungen, welche vor allem vom Bund vollzogen werden. Für
den Prognosezeitraum unterstellen wir, dass diese Zahlun-
gen ab dem Jahr 2013 real fixiert werden, somit also im
Gleichklang mit der angenommenen Inflationsrate nominal
um 1,5% pro Jahr wachsen. Zusammen mit den weiteren
Komponenten der Einnahmen der Kapitalrechnung kommt
es aufgrund der getroffenen Annahmen zu einem nomi-
nalen Rückgang der Einnahmen in diesem Bereich von
knapp 2,6 Mrd. Euro im Jahr 2010 auf rund 1,6 Mrd. Euro
im Jahr 2020.1

Als dritte Komponente der sonstigen Einnahmen werden
unter dem Posten »alle sonstigen Einnahmen« diejenigen
Einnahmepositionen erfasst, die nicht einem der vorange-
gangenen Einnahmeaggregaten zugeordnet wurden. Die
hierfür getroffenen Annahmen führen zu einem nominalen
Anstieg dieses Postens von rund 2,4 Mrd. Euro im Jahr 2010
auf rund 2,7 Mrd. Euro im Jahr 2020. 

Projektion der Ausgabenentwicklung im Freistaat Bayern
bis zum Jahr 2020

Zur Projektion der künftigen Landesausgaben des Freistaats
Bayern werden diese, analog zum Vorgehen der Einnah-
meprojektion, in verschiedene Teilkomponenten zerlegt, de-
ren einzelne Bestandteile im Anschluss separat fortgeschrie-
ben werden. Tabelle 3 zeigt die Komponenten der Landes-
ausgaben, wie sie in der Ausgabenprojektion Berücksichti-
gung finden. Im Folgenden werden die einzelnen Kompo-
nenten hinsichtlich der enthaltenen Positionen sowie der

jeweiligen Projektionsannahmen ebenfalls
kurz beschrieben.

Den größten Posten bei den Landesausga-
ben des Freistaats Bayern stellen die Per-
sonalkosten und laufenden Sachaufwendun-
gen dar. Ihr Anteil liegt bei etwa 48,6% der
bereinigten Gesamtausgaben im Jahr 2010.
Für die Fortschreibung werden zunächst die
Personalausgaben in Ausgaben für aktives

 

Tab. 1 
Komponenten der bayerischen Landeseinnahmen 

 Komponenten der Landeseinnahmen  

1 Steuereinnahmen (nach Umsatzsteuerverteilung, 
vor Länderfinanzausgleich (LFA) 

2 Laufende Zuweisungen und Zuschüsse 

3 Einnahmen der Kapitalrechnung 
4 Alle sonstigen Einnahmen  

Quelle: Darstellung des ifo Instituts. 

 

Tab. 2 

Komponenten der weiteren Einnahmen 

Laufende 
Zuweisungen und 
Zuschüsse 

Einnahmen der 
Kapitalrechnung 

Alle sonstigen 
Einnahmen  

beinhaltet: 

Zuweisungen des 

Bundes, der Länder, 
der Gemeinden und 
von sonstigen 

Institutionen und 
Trägern 

Veräußerungen von 

Beteiligungen u. dgl., 
Darlehensrückflüsse, 
Vermögensübertra-

gungen, Veräußerung 
von Sachvermögen, 
Schuldenaufnahmen 

beim öffentlichen 
Bereich 

Alle anderen 

laufenden Einnahmen, 
die sich nicht den 
bereits ausgewie-

senen Posten 
zuordnen lassen  

Quelle: Darstellung des ifo Instituts. 

1 Dieser Rückgang ist jedoch im Wesentlichen auf Son-
dereffekte im Jahr 2010 (z.B. Schuldenaufnahme beim
öffentlichen Bereich in der Höhe von 480 Mill. Euro)
zurückzuführen, welche die Ausgangsbasis nach oben
verzerren. 
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Personal und Versorgungsleistungen getrennt. Zur Ermitt-
lung der zu erwartenden Ausgaben werden dann die Pro-
Kopf-Ausgaben für beide Gruppen ermittelt und bis zum
Jahr 2020 fortgeschrieben. Dabei werden die Pro-Kopf-Aus-
gaben real fixiert und somit mit der unterstellten Inflations-
rate von 1,5% fortgeschrieben. Dies ist eher eine konserva-
tive Annahme, da sie keine Lohnsteigerungen, sondern le-
diglich den Ausgleich des Kaufkraftverlustes, enthält. Um
von den Pro-Kopf-Ausgaben auf die gesamten Ausgaben
für Personal schließen zu können, muss die Zahl der Be-
schäftigten bzw. die der Versorgungsempfänger in die Zu-
kunft fortgeschrieben werden. Für das aktive Personal wer-
den dabei verschiedene Entwicklungen, wie die Rückfüh-
rung zur 40-Stunden-Woche (Arbeitszeitverkürzung in der
öffentlichen Verwaltung), die Dienstrechtsreform (Entwurf
des Gesetzes zum neuen Dienstrecht in Bayern) sowie der
geplante Stellenabbau gemäß bayerischem Haushaltsge-
setz, berücksichtigt. Die Empfängerzahl der Versorgungs-
leistungen wurde, ausgehend von aktuellen Hochrechnun-
gen des Freistaats Bayern, für unsere Projektion abgeleitet
(vgl. Finanzplan 2009). Aus den beiden Größen aktives Per-
sonal und Versorgungsleistungen lässt sich der Ausgaben-
bedarf für das Personal in den kommenden Jahren prog-
nostizieren. Insgesamt ergibt sich für die Personalausgaben
ein Anstieg von 17,2 Mrd. Euro im Jahr 2010 auf etwa
20,7 Mrd. Euro im Jahr 2020. Für die Sachkosten (laufen-
de Sachaufwendungen) wurde unterstellt, dass sich deren
Anteil an den Personalausgaben orientiert. Nominal bedeu-
tet dies einen Anstieg der Sachkosten von derzeit etwa
3,0 Mrd. Euro auf 3,4 Mrd. Euro 2020.

Den zweitgrößten Posten stellen die laufenden Zuweisun-
gen und Zuschüsse dar, die der Freistaat Bayern abführt.
Hierin wiederum haben die Zahlungen, die der Freistaat Bay-
ern im Länderfinanzausgleich zu leisten hat sowie die Zah-
lungen im Rahmen des kommunalen Finanzausgleichs den
größten Stellenwert. Die Zahlungen im LFA werden einer
Simulation des Länderfinanzausgleichs entnommen. Für die
Zahlungen im kommunalen Finanzausgleich wurde unter-
stellt, dass sich diese im Gleichklang mit den Steuerein-
nahmen der Länderebene entwickeln. Zusammen mit den
Annahmen über die Entwicklung der weiteren Posten in die-
sem Bereich werden die Ausgaben für laufende Zuweisun-
gen und Zuschüsse von 14,8 Mrd. Euro im Jahr 2010 auf
etwa 18,3 Mrd. Euro im Jahr 2020 ansteigen.

Den dritten Posten der Ausgabenprojektion stellen die Aus-
gaben der Kapitalrechnung des Freistaats Bayern dar. Hie-
runter fallen Sachinvestitionen, Vermögensübertragungen,
die Vergabe von Darlehen sowie der Erwerb von Beteili-
gungen. Um die Volatilität einzelner Posten abzudämp-
fen, wurden die Ausgaben der Kapitalrechnung im Aggre-
gat durch Vorgabe einer Zielinvestitionsquote (Anteil der
Investitionen an den bereinigten Ausgaben) fortgeschrie-
ben. Diese orientiert sich mit 13,5% an vergangenen Rea-
lisationen und wird zukünftig unverändert beibehalten, da
diese Quote in der Vergangenheit von öffentlicher Seite
als guter Kompromiss zwischen den positiven Wachstums-
wirkungen öffentlicher Investitionen und den wachstums-
hemmenden Effekten der Finanzierung betrachtet wur-
de.2 Durch die getroffenen Annahmen werden die Investi-
tionen von derzeit 5,6 Mrd. Euro auf 6,7 Mrd. Euro im Jahr
2020 ansteigen.

Der vierte Posten sind die Ausgaben für Zinsen und mög-
liche Tilgungen von Kreditmarktschulden. Die Altschulden
werden ausgehend vom aktuellen Schuldenstand (rund
32 Mrd. Euro im Jahr 2010) in den ersten Jahren (2010–
2011) der Projektion mit 3,5% p.a. verzinst.3 Ab dem Jahr
2012 unterstellen wir einen Anstieg der durchschnittlichen
Zinsbelastung auf 4,0% p.a., die wir dann über den ver-
bleibenden Projektionszeitraum konstant halten. Dieser An-
stieg impliziert ein generell steigendes Zinsniveau infolge
der konjunkturellen Belebung ab 2010. Neben den Alt-
schulden müssen die Zins- und Tilgungsbelastungen für
die Neuverschuldungen projiziert werden. Durch diesen
Posten werden die Rückwirkungen der aktuellen Finan-
zierungssalden auf die zukünftigen Haushalte dargestellt.
Dazu wird zunächst die Neuverschuldung ermittelt, wel-
che im Anschluss zu denselben Konditionen finanziert wird
wie die bestehenden Verbindlichkeiten. Im Gegenzug wird
unterstellt, dass etwaige Haushaltsüberschüsse vollstän-
dig zur Haushaltskonsolidierung verwendet werden (Son-
dertilgungen der Verbindlichkeiten). Aufgrund der projizier-
ten Haushaltsüberschüsse ab dem Jahr 2014, sinkt der
Schuldenstand des Freistaats Bayern ab diesem Jahr kon-
tinuierlich. Die Ausgaben für Zins und Tilgung werden dem-
zufolge von 1,2 Mrd. Euro im Jahr 2010 auf rund 1,0 Mrd.
Euro im Jahr 2020 zurückgehen.

Der fünfte Posten umfasst alle Ausgaben, die keinem der
zuvor genannten Posten zugeordnet werden konnten. Hier-
unter fallen die Ausgaben für Schuldentilgung an den öffent-
lichen Bereich sowie die globalen Minderausgaben. Aufbau-
end auf dem Finanzplan (2009) wurden diese Posten nomi-

 

Tab. 3 
Komponenten der bayerischen Landesausgaben 

 Komponenten der Landesausgaben  

1 Personalkosten und laufender Sachaufwand 
2 Laufende Zuweisungen und Zuschüsse 
3 Ausgaben der Kapitalrechnung (Investitionen) 

4 Zinsen und Tilgung 
5 Alle sonstigen Ausgaben  

Quelle: Darstellung des ifo Instituts. 

2 Während die Investitionsquote in Bayern im Jahr 2009 bei etwa 13,5%
lag, wurden in den übrigen westdeutschen Flächenländern Investitionen
in Höhe von 11,5% des Haushaltsvolumens getätigt.

3 Dieser Wert deckt sich auch mit dem durchschnittlichen Zins, welcher aus
den Zinsbelastungen des aktuellen Finanzplans abgeleitet werden kann
(vgl. Finanzplan 2009). 
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nal mit 264,9 Mill. Euro fixiert, was zu einer realen Entwer-
tung dieser Größen im Untersuchungszeitraum führt. Gleich-
wohl gilt es an dieser Stelle anzumerken, dass es sich bei
diesen Größen um einen insgesamt eher unbedeutenden
Posten handelt. 

Zusammenführung von Einnahmen- und 
Ausgabenentwicklung 

Nachdem die Einnahmen und Ausgaben jeweils separat
fortgeschrieben wurden, können diese beiden Größen
nun zusammengeführt werden. Hieraus lassen sich be-
reits erste Anzeichen ableiten, wie groß der Konsolidie-
rungsdruck auf den bayerischen Landeshaushalt in den
kommenden Jahren sein wird. Abbildung 1 stellt den Ver-
lauf der Einnahmen und Ausgaben bis zum Jahr 2020 ge-
genüber.

Wie Abbildung 1 zeigt, werden die nominalen Einnahmen
des Freistaats Bayern ausgehend von etwa 40,3 Mrd. Euro
im Jahr 2010 auf 52,0 Mrd. Euro im Jahr 2020 anstei-
gen. Gleichzeitig steigen auch die nominalen Ausgaben
von 41,5 Mrd. Euro im Jahr 2010 auf 49,9 Mrd. Euro in
2020. Dementsprechend wachsen die Einnahmen über
den gesamten Projektionszeitraum im Schnitt etwas stär-
ker als die Ausgaben. Allerdings dauert es trotz der star-
ken konjunkturellen Erholung bis zum Jahr 2014, bis un-
ter den getroffenen Annahmen erstmals ein Haushalts-
überschuss (450 Mill. Euro) erwirtschaftet wird. Zu einem
großen Teil ist dies durch die Steuermindereinnahmen im
Jahr 2009 zu erklären. Dennoch wirkt die rasche und star-
ke konjunkturelle Erholung einer langfristigen Defizitfinan-
zierung entgegen. So verringert sich das jährliche Defizit
von 1,9 Mrd. Euro im Jahr 2009 auf etwa 1,7 Mrd. Euro
im Jahr 2011. Im Anschluss erfolgt ein kontinuierlicher
Rückgang dieses Defizits. 

Um einen konkreten Eindruck möglicher konjunktureller Ef-
fekte auf die Einnahmen und Ausgaben des Freistaats Bay-
ern zu erhalten, soll im Folgenden der aktuelle Finanzierungs-
saldo hinsichtlich struktureller und konjunktureller Anteile un-
tersucht werden. 

Ermittlung des strukturellen Defizits im 
bayerischen Landeshaushalt 

Die Haushaltspolitik des Freistaats Bayern wurde in den ver-
gangenen Jahren stark durch konjunkturelle Einflüsse ge-
prägt. Während sich in den Jahren 2000 bis 2004 Landes-
einnahmen und -ausgaben nahezu im Gleichklang bewegt
haben, entwickeln sich diese Posten seit dem Jahr 2005 mit
unterschiedlicher Dynamik. Die Jahre 2005 bis 2008 waren
durch einen starken Anstieg der Einnahmen gekennzeich-
net. Diese Entwicklung wurde maßgeblich durch die hohe
wirtschaftliche Dynamik getrieben, wodurch die Steuerein-
nahmen besonders stark stiegen. Gleichzeitig haben in die-
sem Zeitraum die Ausgaben nur vergleichsweise moderat
zugenommen. Im Ergebnis resultierte ein deutlicher Abbau
des Defizits; bis hin zu einem Finanzierungsüberschuss im
Jahr 2008.4 Im Anschluss an diesen Zeitraum führten die
Folgen der Wirtschafts- und Finanzkrise zu einem Einbruch
der Steuereinnahmen, welcher allerdings durch erhöhte Zu-
weisungen des Bundes überlagert wurde. Gleichzeitig stie-
gen die Landesausgaben, von einem ohnehin hohen Niveau,
weiter an. Aus diesen Entwicklungen resultierte im Jahr 2009
ein Finanzierungsdefizit von rund 1,9 Mrd. Euro. Auch für die
kommenden Jahre ist im mittelfristigen Finanzplan eine jähr-
liche Haushaltsunterdeckung angesetzt. Jedoch können sich
diese Erwartungen in Folge einer über- oder unterdurch-
schnittlichen Einnahmeentwicklung, aber auch infolge ge-
stiegener Konsolidierungsbemühungen, noch ändern. Um
den langfristigen Konsolidierungspfad nicht zu gefährden,

muss sich eine mögliche ausgabenseitige
Konsolidierung demnach an der Höhe des
strukturellen Defizits, einschließlich der aus
den aktuellen Unterdeckungen resultieren-
den zukünftigen Zinslasten, orientieren. 

Bestimmung des strukturellen Defizits des
Freistaats Bayern bis zum Jahr 2020

Zur Bestimmung des strukturellen Defizits
auf Landesebene gibt es bisher keinen aka-
demischen Konsens hinsichtlich einer ge-
eigneten Vorgehensweise. Eine Untersu-
chung, in welcher Höhe die strukturellen
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Abb. 1

4 Dabei gilt es jedoch zu beachten, dass die Sonderef-
fekte aus der Kapitalzufuhr für die BayernLB in Höhe
von 10 Mrd. Euro nicht berücksichtigt wurden. Aller-
dings werden die höheren Zinsbelastungen infolge der
Kreditaufnahme in der Projektion berücksichtigt.
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Defizite der Länder ausfallen, wurde vom Rheinisch-West-
fälischen Institut für Wirtschaftsforschung (vgl. RWI 2010)
durchgeführt. Dabei wurden auch mehrere Berechnungs-
methoden miteinander verglichen und gezeigt, dass die
Unterschiede zumeist gering ausfallen. Aufgrund einer hö-
heren Transparenz der Berechnung und den zur Verfü-
gung stehenden Daten haben wir mit Hilfe des rein sta-
tistischen Verfahrens ein Trendwachstum der Einnahmen
und Ausgaben bestimmt (Hodrick-Prescott-Filter).5,6 Die-
se geglätteten Reihen können anschließend herangezo-
gen werden, um von konjunkturellen Einflüssen bereinig-
te Finanzierungssalden zu bestimmen. Diese Salden wie-
derum können als Näherungsmaß für die strukturellen Un-
ter- oder Überdeckungen der Einnahmen verstanden wer-
den. In unserer Analyse wird der Glättungsparameter λ
des HP-Filters variiert, um die Sensitivität des Verfahrens
darzustellen. Bei der Wahl λ = P ist dies gleichbedeu-
tend mit einer Vorgehensweise, die zu einer linearen Ap-
proximation der Einnahmen und Ausgaben führt und alle
konjunkturellen Effekte eliminiert.

In Abbildung 2 sind das tatsächliche öffentliche Finanzie-
rungssaldo und die berechneten strukturellen Salden für ver-
schiedene Glättungsparameter des HP-Filters für die Jahre
von 2000 bis 2020 gegenübergestellt. Für die Jahre 2000
bis 2014 wurden Einnahmen und Ausgaben um konjunktu-
relle und einmalige Effekte bereinigt. Da ab dem Jahr 2015
durch die Nutzung der Ergebnisse einer Potenzialschätzung
bereits bei der Ermittlung der Einnahmen und Ausgaben kei-
ne konjunkturellen Einflüsse mehr berücksichtigt werden,
sind ab diesem Jahr die ermittelten Werte ohne weitere Be-
reinigung anzuwenden. Dementsprechend variieren die Wer-
te für das strukturelle Defizit der Jahre 2015 bis 2020 nicht
mehr mit der Parameterwahl. Grundsätzlich zeigt sich für
den langen Zeitraum ein deutlicher Anstieg aller Trendlini-
en, d.h. die Einnahmen wachsen im Durchschnitt stärker als

die Ausgaben. In unserer Berechnung reicht dieses Wachs-
tum aus, um spätestens im Jahr 2014 eine strukturelle Null-
verschuldung zu erreichen. Das strukturelle Defizit im Jahr
2010 beträgt dabei je nach Parameterwahl noch bis zu
757 Mill. Euro. 

Zusammenfassung und haushaltspolitische 
Implikationen

Es zeigt sich, dass bei den unterstellten Annahmen zur Ein-
nahmen- und Ausgabenentwicklung bis zum Jahr 2014 ein
vollständig ausgeglichener Haushalt erzielt werden kann.
Gleichwohl muss berücksichtigt werden, dass in der lang-
fristigen Projektion keine weiteren konjunkturellen Effekte
enthalten sind. Ausgehend von einem langfristigen Trend-
wachstum sind demnach weder Boomphasen noch weite-
re Rezessionen unterstellt. Auch sind beispielsweise keine
weiteren Haftungsfälle für Ausfälle der BayernLB oder sons-
tige Belastungen in der Projektion implementiert. Allerdings
werden auch keine intensivierten Konsolidierungsmaßnah-
men unterstellt, die über die aktuell gültigen Reformansät-
ze hinausgehen. Jedoch zeigt bereits diese einfache Pro-
jektion, dass in den nächsten Jahren ein gewisser Konsoli-
dierungsbedarf auf den Freistaat Bayern zukommen kann.
Auch in der jüngeren Vergangenheit gab es für diese Not-
wendigkeit bereits erste Anzeichen; allerdings konnten Un-
terdeckungen einzelner Jahre in der Regel durch Privatisie-
rungserlöse oder Auflösen von Rücklagen ausgeglichen wer-
den. Hierdurch konnte formal ein Haushalt ohne Neuver-
schuldung aufgestellt werden, wenngleich die Ausgaben die
Einnahmen trotzdem überstiegen. In Zukunft wird diese Al-
ternative nicht mehr in diesem Maße zur Verfügung stehen,
da die Rücklagen aufgrund der hohen Defizite der nächs-
ten Jahre aufgebraucht sein werden und auch Privatisie-
rungserlöse nicht weiter wie bisher als Einnahmequelle ge-

nutzt werden können. 

Um auch für das Eintreten etwaiger Nega-
tivszenarien gewappnet zu sein, sollte da-
her auch weiterhin im Freistaat Bayern eine
nachhaltige Wirtschafts- und Haushaltspo-
litik verfolgt werden. Die Einnahmen bieten
hier in der kurzen bis mittleren Frist nur we-
nig Ansatzpunkte für geeignete Maßnahmen.
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Abb. 2

5 Abweichende Ergebnisse zwischen RWI (2010) und
unseren Berechnungen sind im Wesentlichen auf un-
terschiedliche Datenstände, und nicht auf die unter-
schiedliche Methodik, zurückzuführen.

6 Im Allgemeinen wird von einer Glättung der Ausga-
ben abgesehen, da häufig argumentiert wird, dass die-
se nicht konjunkturreagibel sind. In unserer Simulati-
on ist jedoch ein erheblicher Anteil der Ausgaben an
das Einnahmen- bzw. BIP-Wachstum gekoppelt (z. B.
Investitionen, kommunaler und Länderfinanzausgleich).
Deshalb werden für die Ermittlung des strukturellen
Defizites in unserer Analyse auch die Ausgaben ge-
glättet.
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Durch die Nivellierung der Pro-Kopf-Finanzkraft im System
des bundesstaatlichen Finanzausgleichs besteht für ein ein-
zelnes Bundesland nur in sehr geringem Maße die Mög-
lichkeit, seine Einnahmen überproportional zum Bundes-
schnitt zu steigern. 

In Zeiten konjunktureller Krisen verbleiben demnach nur die
Ausgaben für notwendige Konsolidierungsschritte. Allerdings
besteht auch hier das Problem, dass ein Großteil der Aus-
gaben in der kurzen bis mittleren Frist nicht angepasst wer-
den kann. Beispiele hierfür sind die Zahlungen im LFA und
im kommunalen Finanzausgleich sowie ein (Groß-)Teil der
Personalausgaben. Darüber hinaus wird in Bayern bereits
ein Rückgang des Personalbesatzes angestrebt, der wei-
tere Rückführungen zusätzlich erschwert. Zudem wachsen
in den kommenden Jahren die Versorgungslasten, so dass
im Bereich Personal bis zum Jahr 2020 kaum Einsparungen
realisierbar sein werden. Auch die Zinslasten werden sich
zunächst kaum zurückführen lassen, da durch die jährlichen
Unterdeckungen der Jahre 2010 bis 2013 ein Anstieg des
Schuldenstandes zu erwarten ist. Des Weiteren werden in
den kommenden Jahren einige Ausgabenanforderungen an
den Freistaat Bayern erwachsen, die sich beispielsweise aus
einer veränderten demographischen Struktur der Bevölke-
rung ergeben können. Hier gilt es, Trends frühzeitig zu er-
kennen und die notwendigen Anpassungen rechtzeitig ein-
zuleiten bzw. kostensteigernde Faktoren rechtzeitig in der
Ausgabenkalkulation zu berücksichtigen. 

Dadurch kommt auch den Ausgaben der Kapitalrechnung
– insbesondere den Investitionen – in der Zukunft eine be-
deutende Rolle zu. Bereits in den vergangenen Jahren hat
der Freistaat Bayern, verglichen mit den übrigen westdeut-
schen Flächenländern, eine überdurchschnittlich hohe In-
vestitionsquote aufgewiesen. Auch für die Jahre 2009 und
2010, in denen die Auswirkungen der Wirtschaftskrise am
deutlichsten zu spüren sind, wurde diese Quote aufrecht
erhalten bzw. sogar geringfügig erhöht. Zwar bringen In-
vestitionen durch die Ausgleichsmechanismen des LFA nur
einen geringen fiskalischen Mehrertrag, wirken jedoch auf
anderen Kanälen stimulierend auf die bayerische Wirtschaft,
weshalb bei der Ausrichtung der Investitionspolitik diese
Vor- und Nachteile gegeneinander abgewogen werden
müssen. 

Eine Gelegenheit die fiskalische Rentabilität öffentlicher In-
vestitionen zu erhöhen und damit das Investitionsklima zu
verbessern, bietet sich im Jahr 2019, wenn der Länderfi-
nanzausgleich in seiner jetzigen Form ausläuft (§20 FAG).
Die Planungen zur Neuausrichtung werden schon Jahre frü-
her beginnen, so dass es sich bereits in naher Zukunft lohnt,
Konzepte zu entwickeln, die den Ländern bessere Chancen
bieten, aufgrund eigener Bemühungen bzw. wirtschaftspo-
litischer Maßnahmen die eigene Einnahmesituation zu ver-
bessern. Die Schaffung einer Anreizkompatibilität eigener

Wachstumsanstrengungen sollte dabei im Fokus stehen,
was vor allem eine Senkung der Grenzabschöpfungsquo-
ten im Länderfinanzausgleich erfordern würde. Dies dürfte
auch im Interesse vieler finanzschwacher Länder sein, da
diese im Allgemeinen durch noch höhere Abschöpfungs-
quoten betroffen sind (> 100%) und sich somit durch das
Generieren von Mehreinnahmen zum Status quo schlech-
ter stellen. Natürlich wird eine Erhöhung der Anreizkompa-
tibilität nur möglich sein, wenn gleichzeitig die Existenzgrund-
lage der finanzschwachen Länder gesichert bleibt. 
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Die Wirtschaftsentwicklung im Jahr 2010
verlief deutlich besser, als in der ifo De-
zemberprognose 2009 prognostiziert
worden war. Zwar hatte das ifo Institut den
Rückfall in eine erneute Rezession aus-
geschlossen und im Vergleich zur noch
deutlich pessimistischer gehaltenen Ge-
meinschaftsdiagnose von Oktober 2009
die Wachstumsrate für die gesamtwirt-
schaftliche Produktion in Deutschland be-
reits um 0,5 Prozentpunkte auf 1,7% an-
gehoben. Mit einer derart durchgreifen-
den konjunkturellen Erholung, die in einen
starken Aufschwung mündete, ist aber
nicht gerechnet worden. Vielmehr wurde
davon ausgegangen, dass der Aufholpro-
zess in Deutschland nach der weltweiten
Finanz- und Wirtschaftskrise wesentlich
länger dauern würde.

In der Analyse des ifo Instituts vom De-
zember 2009 hatte es unter dem Titel
»Deutsche Wirtschaft ohne Dynamik«
geheißen: »Die Weltwirtschaft hat die
schwerste Rezession seit dem Zweiten
Weltkrieg überwunden. Seit dem Früh-
jahr 2009 steigen Produktion und Han-
del wieder, weltweit angeregt durch mil-
liardenschwere Konjunkturprogramme,
eine massiv expansiv wirkende Geldpo-
litik und den vergleichsweise niedrigen
Ölpreis. Hinzu kommt der Umschwung
im globalen Lagerzyklus. Das Wachs-
tumstempo wird indes niedrig bleiben.
Ein Kernproblem bleibt die Schwächung
der internationalen Finanzmärkte, de-
ren Funktionsfähigkeit in wichtigen Seg-
menten nach wie vor eingeschränkt ist.
Zudem musste das Bankensystem ge-
waltige Eigenkapitalverluste hinnehmen,
die sich aus dem hohen Wertberichti-
gungsbedarf bei strukturierten Wertpa-
pieren ergeben haben. In wichtigen In-
dustrieländern kommt eine Krise am Im-
mobilienmarkt hinzu, die dort den Ab-
schreibungsbedarf bei Banken erhöht.
Die Kreditbedingungen bleiben damit
weltweit restriktiv, was die Finanzierung
von Investitionen und neuen Arbeitsplät-

zen massiv beeinträchtigt« (Carstensen
et al. 2009, 17).

Zur Deutschlandkonjunktur wurde prog-
nostiziert: »Im Prognosezeitraum bleiben
die Konjunkturampeln in Deutschland auf
gelb, mit einer Grünphase ist nicht zu
rechnen. Zwar werden die endogenen
Auftriebskräfte allmählich wieder etwas
stärker, es laufen aber die im Rahmen der
Konjunkturpakete bereitgestellten Mittel
allmählich aus. Zudem sind die Kredithür-
den für neue Investitionen und Arbeits-
plätze weiter hoch. Die Entwicklung der
deutschen Wirtschaft bleibt damit labil, zu
einem selbsttragenden Aufschwung
kommt es nicht. … Im Jahresdurchschnitt
2010 wird das reale Bruttoinlandsprodukt
voraussichtlich um 1,7% zunehmen«
(Carstensen et al. 2009, 41).

Die tatsächliche Wirtschaftsentwicklung
wird hier wie in den vorangegangenen
Prognosefehlerstudien des ifo Instituts an
den ersten Ergebnissen des Statistischen
Bundesamts für das gerade abgelaufe-
ne Jahr festgemacht. Dies geschieht des-
halb, weil diese Veröffentlichung dem In-
formationsstand zum Zeitpunkt der Prog-
noseerstellung noch am besten ent-
spricht. Insbesondere sind zu diesem Zeit-
punkt die Zahlen für die zurückliegenden
Jahre noch nicht gravierend revidiert wor-
den, die die Grundlage für die jeweilige
Prognose gebildet haben. Zwar zeigen
spätere, revidierte Rechenstände ein ge-
naueres Bild der Konjunktur; die Progno-
se kann sich aber immer nur auf die bis
zum Prognosetermin gültigen Ergebnisse
stützen, soll sie für den Leser nachvoll-
ziehbar sein. 

Gemessen an diesen Ergebnissen hat das
reale Bruttoinlandsprodukts (BIP) in
Deutschland im Jahr 2010 um 3,6% zu-
genommen (vgl. Abb. 1). Höhere Raten
sind für das vereinigte Deutschland noch
nie registriert worden, für Westdeutsch-
land zuletzt nur in den Jahren des Verei-

Wolfgang Nierhaus

Wirtschaftskonjunktur 2010: Prognose und Wirklichkeit

Das ifo Institut beleuchtet seit Jahren kritisch die Güte der eigenen Konjunkturprognosen (vgl.

Nierhaus 2010). Im folgenden Beitrag werden für das abgelaufene Jahr die Gründe für aufgetre-

tene Differenzen zwischen Prognose und Wirklichkeit diskutiert.
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nigungsbooms. Hier belief sich das Wirtschaftswachstum
im Jahr 1989 auf 3,9%, 1990 sogar auf 5,3% und 1991 auf
5,1%. Die Unterschätzung der Jahreswachstumsrate 2010
geht nicht mit einer Unterschätzung des statistischen Über-
hangs einher.1 Dieser stellt sich nach aktuellem Datenstand
auf 0,7%; in der ifo Dezemberprognose war sogar noch
von einem leicht höheren Überhang (0,8%) ausgegangen
worden. 

Der Prognosefehler ist damit allein durch eine zu schwach
eingeschätzte Dynamik im unterjährigen konjunkturellen
Profil zu erklären. Nach einem strengen Winter hatte die
gesamtwirtschaftliche Produktion im Jahr 2010 unter
Schwankungen dynamisch expandiert. Insbesondere im
Frühjahr war das reale Bruttoinlandsprodukt aufgrund des
Nachholens von Produktionsausfällen in der Industrie, im
Bau sowie im Handel, Gastgewerbe und Verkehr überaus
kraftvoll gestiegen. Der hieraus resultierende vierteljährli-
che Prognosefehler in Höhe von 2,1 Prozentpunkten (ge-
messen an der Differenz zwischen prognostizierter und tat-
sächlicher Veränderung des saison- und kalenderbereinig-
ten BIP gegenüber Vorquartal) wirkt sich im jahresdurch-
schnittlichen Prognosefehler sehr kräftig aus, weil die vier-
teljährlichen Prognosefehler von Quartal zu Quartal mit ab-
nehmenden Gewichten in die Jahresfehlerrechnung einge-
hen. Rechnerisch entfallen auf das zweite Quartal rund
85% des gesamten jahresdurchschnittlichen Prognosefeh-
lers für 2010.

Für die Unterschätzung der konjunkturellen Auftriebskräf-
te war einmal maßgeblich, dass sich die Weltkonjunktur

rascher von dem Einbruch aufgrund der Fi-
nanzkrise erholte, als im Dezember 2009
angenommen worden war. Der Welthan-
del sollte 2010 lediglich um 5% expandie-
ren, nunmehr wird mit einer Zunahme um
12% gerechnet. Von diesem stark verän-
derten außenwirtschaftlichen Datenkranz
vermochte die deutsche Wirtschaft auf-
grund ihrer Exportorientierung und ihres
Spezialisierungsmusters besonders zu pro-
fitieren. Expansiv wirkte zudem die Abwer-
tung des Euro gegenüber dem US-Dollar
und anderen Währungen wichtiger Handels-
partner. Zwar haben die Lieferungen in die
Europäische Währungsunion, dem Haupt-
absatzmarkt Deutschlands, im vergange-
nen Jahr nur unterdurchschnittlich zuge-
nommen, dafür sind aber die Ausfuhren in
die USA und in die Wachstumsmärkte

Asiens stärker als erwartet gestiegen. Alles in allem stie-
gen die Exporte im Jahresdurchschnitt 2010 mit gut 14%
weitaus stärker, als im Dezember 2009 veranschlagt wor-
den war (vgl. Tab. 1). 

Binnenwirtschaftlich schlug zu Buche, dass die Investi-
tionen im Gefolge des fulminanten Exportbooms schnel-
ler und stärker als erwartet wieder ausgeweitet wurden.
Bei den Ausrüstungen dürften zunächst Nachholeffekte
eine wichtige Rolle gespielt haben, da Ersatzinvestitionen
während der Rezession verschoben worden waren. In-
zwischen ist jedoch in fast allen Industriehauptgruppen
das Erweiterungsmotiv wieder in den Vordergrund ge-
rückt. Die Investitionskonjunktur wurde auch dadurch be-
fördert, dass sich die Kreditkonditionen für Unternehmen
im Jahresverlauf deutlich entspannt haben, worin sich
auch die veränderte Risikopräferenz der Investoren zu-
gunsten heimischer Projekte in Reaktion auf die 2010 ent-
flammte Schuldenkrise niederschlägt. Schließlich stan-
den im Zuge der guten Industriekonjunktur mehr Mittel
zur Innenfinanzierung von Investitionsvorhaben zur Ver-
fügung. Bei Wohnbauten wirkten niedrige Zinsen als Tur-
bo. Mehr als erwartet wurden schließlich die Lager auf-
gestockt. Nur wenig unterschätzt wurde die Zuwachsra-
te des privaten Konsums; im Zuge der guten Konjunktur
haben die Realeinkommen etwas stärker als erwartet zu-
genommen. Der Anstieg der Sparquote um 0,3 Prozent-
punkte ist dagegen zutreffend prognostiziert worden. Al-
les in allem steuerte im Jahr 2010 die Inlandsnachfrage
mit einem Beitrag von 2,5 Prozentpunkten den Hauptteil
zum BIP-Wachstum bei, während auf den Außenhandel
nur 1,1 Prozentpunkte entfielen. 

Die Verfassung des Arbeitsmarkts war noch robuster, als
im Dezember 2009 prognostiziert worden war. Die Zahl der
Erwerbstätigen (nach dem Inlandskonzept) lag im Jahres-
durchschnitt 2010 mit 40,483 Mill. um rund 500 000 Per-
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Abb. 1

1 Als statistischer Überhang wird diejenige jahresdurchschnittliche Wachs-
tumsrate des BIP bezeichnet, die sich ergäbe, wenn das BIP saison- und
kalenderbereinigt auf dem Stand des vierten Quartals des Vorjahres stag-
nieren würde. Der Überhang ergibt sich aus der prozentualen Differenz
zwischen dem Vorjahresendwert des saison- und kalenderbereinigten BIP
und dem jeweiligen Jahresdurchschnittswert.



Daten und Prognosen

i fo  Schne l ld ienst  2/2011 –  64.  Jahrgang

24

sonen über der Dezemberschätzung. Die Zahl der Arbeits-
losen war dagegen mit 3,244 Mill. um knapp 365 000 Per-
sonen geringer als damals veranschlagt. Parallel zur Un-
terschätzung der Erwerbstätigkeit kam es zu einer Über-
schätzung des gesamtwirtschaftlichen Produktivitätsfort-
schritts. Dieser wurde je Erwerbstätigenstunde auf 2,6%
beziffert, tatsächlich nahm die Stundenproduktivität aber
nur um 1,0% zu. Hierzu trug bei, dass im Zuge der guten
Konjunktur die Rückkehr zu tarifvertraglich geregelten nor-
malen Wochenarbeitszeiten, der Aufbau von Guthaben auf
Arbeitszeitkonten und der Abbau von Kurzarbeit in noch
stärkerem Maße erfolgte, als dies vom ifo Institut erwartet
worden war. Zudem erhöhte sich das Arbeitsvolumen ge-
rade in Wirtschaftssektoren mit unterdurchschnittlicher
Stundenproduktivität (z.B. Bau, Handel, Verkehr und Un-
ternehmensdienstleistungen) deutlich, was sich im gesamt-
wirtschaftlichen Durchschnitt ebenfalls produktivitätsmin-
dernd auswirkt. 

Das Preisklima auf der Verbraucherstufe im Jahr 2010 wur-
de – neben der witterungsbedingten Teuerung bei Sai-
sonwaren wie Obst und Gemüse – von den anziehenden
Notierungen für Rohöl bestimmt. Im Jahresdurchschnitt
stiegen die Lebenshaltungskosten um 1,1%, das ist mehr
als im Dezember 2009 auf der Basis eines konstanten Öl-
preises von 72 US-Dollar je Barrel veranschlagt worden
war (+ 0,6%).

Fazit

Angesichts der Größenordung der weltwirtschaftlichen Ver-
werfungen, die durch die globale Finanz- und Wirtschafts-
krise 2008/09 ausgelöst wurden, sind Wirtschaftsprogno-
sen an ihre Grenzen gestoßen, größere Prognoserevisio-
nen und Prognosefehler als sonst üblich waren die Folge.
Prognosen können nicht mehr sein als theorie- und daten-
gestützte Extrapolationen der (jüngeren) Vergangenheit. Für
die Dimension und den zeitlichen Ablauf des Wirtschaftsein-
bruchs in Deutschland und die sich anschließende rasche
konjunkturelle Erholung gab es schlichtweg keine Erfah-
rungen, die für die Prognose systematisch hätten ausge-
wertet können. Der Ausnahmecharakter des Prognosefeh-
lers zeigt sich auch in der Darstellung von Prognoseinter-
vallen, mit deren Hilfe die mit Punktprognosen verbundene
Schätzunsicherheit sichtbar gemacht werden kann. In Prog-
noseintervallen sind die üblichen Punktschätzungen als Mit-
telwerte eingebettet. Werden zur Berechnung eines BIP-
Prognoseintervalls für 2010 (zentriert um die Punktschät-
zung 1,7%) die empirischen Prognosefehler der Dezem-
beranalysen des ifo Instituts für die »Normaljahre« 1990 bis
2008 herangezogen, so zeigt sich, dass selbst in einem In-
tervall, das mit 90%iger Wahrscheinlichkeit die amtliche jah-
resdurchschnittliche Veränderungsrate abgedeckt hätte, die
jetzt veröffentlichte BIP-Rate von 3,6% nicht enthalten ge-
wesen wäre (vgl. Abb. 2). 

 

Tab. 1 
Prognosen und Prognosefehler für das Jahr 2010 
Verwendung des realen Bruttoinlandsprodukts 

 ifo Dezemberprognose 2009 Statistisches Bundesamt Prognosefehler für 2010 

 Prognosewerte für 2010 Istwerte für 2010
a)
  Differenz der Wachstumsraten 

bzw. -beiträge 

 Veränderung 
in Prozent 
gegenüber 

dem Vorjahr 

Wachstums-
beitrag in 
Prozent-

punkten
b)
 

Veränderung 
in Prozent 
gegenüber 

dem Vorjahr 

Wachstums-
beitrag in 
Prozent-

punkten
b)
 

Spalte (3) 
abzüglich 
Spalte (1) 

Spalte (4) 
abzüglich 
Spalte (2) 

 (1) (2) (3) (4) (5) (6) 

Inlandsnach-

frage 

 

0,9 

 

0,9 

 

2,6 

 

2,5 

 

1,7 

 

1,6 
Privater Konsum 0,2 0,1 0,5 0,3 0,3 0,2  
Staatlicher  

Konsum 

 

1,3 

 

0,3 

 

2,2 

 

0,4 

 

0,9 

 

0,1 
Ausrüstungen  1,0 0,1 9,4 0,6 8,4 0,5 
Bauten 0,5 0,1 2,8 0,3 2,3 0,2 

Sonstige Anlage-
investitionen 

 
4,0 

 
0,0 

 
6,4 

 
0,1 

 
2,4 

 
0,1 

Vorratsverände-

rungen 

 

– 

 

0,4 

 

– 

 

0,8 

 

– 

 

0,4 
Außenbeitrag – 0,9 – 1,1 – 0,2 
Ausfuhr 8,4 3,4 14,2 5,8 5,8 2,4 

Einfuhr 6,9 – 2,5 13,0 – 4,7 6,1 – 2,2 
Bruttoinlands-
produkt 

 
1,7 

 
1,7 

 
3,6 

 
3,6 

 
1,9 

 
1,9 

a)
 Erste Ergebnisse der Inlandsproduktsberechnung (Januar 2011). – 

b)
 Beiträge der Nachfragekomponenten zur Verände-

rung des Bruttoinlandsprodukts (Lundberg-Komponenten). Der Wachstumsbeitrag einer Nachfragekomponente ergibt sich 
aus der Wachstumsrate gewichtet mit dem nominalen Anteil des Aggregats am Bruttoinlandsprodukt aus dem Vorjahr. 

Abweichungen in den Summen durch Runden der Zahlen. Angaben für das Bruttoinlandsprodukt: Veränderung gegenüber 
dem Vorjahr in Prozent. 

Quelle: Statistisches Bundesamt; Berechnungen des ifo Instituts. 
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Trotz aller Schwächen sind und bleiben Konjunkturprogno-
sen für die Orientierung der Entscheidungsträger von Wirt-
schaft und Politik unentbehrlich. Freilich lässt sich das Wirt-
schaftsgeschehen aufgrund der sich ändernden Rahmen-
bedingungen sowie des ständigen und teilweise sehr schnel-
len Wandels, dem wirtschaftliches Verhalten unterliegt, trotz
der kontinuierlichen Weiterentwicklung des prognostischen
Instrumentariums und der Verbreiterung der statistischen
Datenbasis nicht exakt vorausschätzen. Oft braucht es ge-
raume Zeit, bis sich Änderungen von Trends statistisch sig-
nifikant identifizieren lassen. Und über die Größe und Per-
sistenz von unvorhersehbaren Schocks lassen sich auf kur-
ze Sicht immer nur überschlägige Aussagen treffen. Beim
Vergleich von Prognosen mit den später veröffentlichten amt-
lichen Ergebnissen sollte zudem nicht übersehen werden,
dass sich die statistische Ausgangslage zum Prognose-
zeitpunkt oftmals anders darstellt, als sie später – nach zum
Teil deutlichen Datenrevisionen – erscheint. Konjunkturprog-
nosen sind keine Prophezeiungen, sondern bedingte Wahr-
scheinlichkeitsaussagen. Sie beseitigen nicht die Unsicher-
heit über die Zukunft, sie tragen aber dazu bei, die Unsicher-
heit zu verringern.

Literatur

Carstensen, K., W. Nierhaus, O. Hülsewig, K. Abberger, T. Buchen C. Breu-
er, S. Elstner, S. Henzel, N. Hristov, M. Kleemann, J. Mayr, W. Meister,
G. Paula, A. Stangl, K. Wohlrabe und T. Wollmershäuser (2009), »ifo Kon-
junkturprognose 2010: Deutsche Wirtschaft ohne Dynamik«, ifo Schnell-
dienst 62(24), 17–64. 
Nierhaus, W. (2010), »Wirtschaftskonjunktur 2009: Prognose und Wirklich-
keit«, ifo Schnelldienst 63(2), 30–33.

Abb. 2



i fo  Schne l ld ienst  2/2011 –  64.  Jahrgang

26

2010: Investitionswachstum um
knapp 3% 

Die deutsche – und somit auch die west-
deutsche – Wirtschaft hat sich im Lau-
fe des letzten Jahres kräftig erholt. An-
gesichts der anziehenden Nachfrage
wurde die Produktion erheblich ange-
kurbelt. Nach dem extrem starken Rück-
gang der Kapazitätsauslastung 2009
konnte diese im Jahr 2010 dennoch
nicht den langjährigen Durchschnitts-
wert erreichen. In Anbetracht dessen ist
es nicht verwunderlich, dass die Inves-
titionsbereitschaft in der Industrie noch
eher verhalten war.

Nach den neuesten Ergebnissen des ifo
Investitionstests haben die Industrieunter-
nehmen in Westdeutschland im Jahr 2010
gut 38 Mrd. Euro in neue Bauten und Aus-
rüstungen investiert. Dies entspricht ei-
nem Zuwachs von knapp 3% (2,7%). Auf-
grund nahezu stabiler Preise für Investiti-
onsgüter liegt der reale Anstieg bei gut 3%
(3,3%). Berücksichtigt man ferner die in
den neuen Bundesländern getätigten In-
vestitionen, die geringfügig aufgestockt
wurden (+ 2%), kommt man für Gesamt-
deutschland ebenfalls auf einen Anstieg
der Industrieinvestitionen im Jahr 2010
von nominal und real rund 3%.

Nach den vom Statistischen Bundesamt
veröffentlichten Zahlen sind die gesamt-
wirtschaftlichen Investitionen im vergan-
genen Jahr um gut 5% gestiegen, also et-
was schneller angesprungen als im Ver-
arbeitenden Gewerbe. Die nichtindustriel-
len Sektoren wie z.B. Dienstleistungen
spielen seit längerem in der Gesamtwirt-
schaft und damit auch im Investitionsge-
schehen eine immer stärkere Rolle. In die-

sen Bereichen dominieren – anders als im
Verarbeitenden Gewerbe – kleine und mit-
telständische Unternehmen. Erfahrungs-
gemäß sind kleinere Firmen in ihrer In-
vestitionstätigkeit wesentlich flexibler und
konnten wohl im Verlauf des Jahres 2010
schnell auf die unerwartet dynamische
konjunkturelle Entwicklung reagieren. So
stiegen die Investitionen in diesen Sekto-
ren im vergangenen Jahr überdurch-
schnittlich an. Das Gewicht des Verar-
beitenden Gewerbes an den gesamtwirt-
schaftlichen Investitionen hat sich inzwi-
schen auf rund 10% reduziert – entspre-
chend hielt sich der Einfluss der hier 2010
noch eher verhaltenen Investitionstätig-
keit auf das gesamtwirtschaftliche Ergeb-
nis in Grenzen.

Deutlicher Investitionsanstieg im
Verbrauchsgüter produzierenden
Gewerbe

Nach dem Einbrechen der Investitionen
2009 haben im letzten Jahr fast alle In-
dustriehauptgruppen ihre Investitionen in
Westdeutschland wieder, zumindest
leicht, gesteigert. Am kräftigsten dürfte
der Anstieg im Verbrauchsgüter produ-
zierenden Gewerbe ausgefallen sein.
Dieser Bereich ist geprägt von kleinen
und mittelständischen Unternehmen,
welche – wie oben erwähnt – meist we-
sentlich schneller auf konjunkturelle Ver-
änderungen reagieren können. Im Ver-
gleich dazu haben das Grundstoff- und
Produktionsgütergewerbe und das In-
vestitionsgüter produzierende Gewerbe
ihre Ausgaben für neue Bauten und Aus-
rüstungsgüter nur geringfügig erhöht. In
den beiden letztgenannten Bereichen
dürfte der Anteil von Investitionsgütern

für 2011 geplant

Annette Weichselberger

Westdeutsche Industrie: Deutlicher Investitionsanstieg 

Nach den aktuellen Ergebnissen des ifo Investitionstest wollen die Unternehmen des westdeut-

schen Verarbeitenden Gewerbes 2011 rund 9% mehr in neue Bauten und Ausrüstungsgüter inves-

tieren als im letzten Jahr. Für das Jahr 2010 ergeben die Meldungen der Erhebungsteilnehmer ei-

nen Anstieg von knapp 3%. An der im letzten Quartal 2010 durchgeführten Investitionsbefragung

beteiligten sich gut 1 800 Unternehmen. Gemessen an den Bruttoanlageinvestitionen repräsen-

tieren die erfassten Unternehmen das Verarbeitende Gewerbe Westdeutschlands zu 49%, gemes-

sen am Umsatz zu 46%. Erhoben wurden neben den Anlagezugängen im Jahr 2010 die Investiti-

onspläne für 2011 sowie die Zielsetzungen der Investitionstätigkeit. 
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mit längeren Lieferzeiten (wie beispielsweise Maschinen-
bauerzeugnissen) überdurchschnittlich hoch sein, was si-
cherlich auch zum hier verzögerten Anspringen der Inves-
titionen beigetragen hat. 

Die Meldungen der Nahrungs- und Genussmittelhersteller
ergaben einen Anstieg von rund 3%, während der Berg-
bau seine Investitionsausgaben 2010 um 4% gekürzt ha-
ben dürfte.

Im Grundstoff- und Produktionsgütergewerbe haben die
Investitionen im letzten Jahr um gut 2% zugenommen. In
dieser Größenordnung dürfte sich auch der Investitionsan-
stieg in der chemischen Industrie bewegt haben. Damit ha-
ben die Firmen dieser Branche ihre im Frühjahr 2010 ge-
meldeten ursprünglichen Investitionsabsichten nur teilwei-
se realisiert. Den stärksten Anstieg von rund einem Viertel
meldete die Holzbearbeitung, aber auch die Mineralölver-
arbeitung (einschließlich Vertrieb), die Zellstoff-, Papier- und
Pappeerzeugung und die Gummiverarbeitung erhöhten ih-
re Ausgaben für neue Bauten und Ausrüstungsgüter spür-
bar (zwischen 10 und 15%). Im Vergleich dazu haben die
Branche Steine und Erden und der NE-Bereich ihre Inves-
titionen gegenüber dem Vorjahr nur leicht – um 5% – auf-
gestockt. Gekürzt haben ihre Investitionen vor allem die
Gießereien (– 15%), aber auch die eisenschaffende Indus-
trie sowie die Ziehereien und Kaltwalzwerke (jeweils um
rund 10%).

Im Investitionsgüter produzierenden Gewerbe lag das In-
vestitionsniveau 2010 nur um gut 1% über dem vom Vor-
jahr. Gedämpft wurde die Investitionsentwicklung in die-
sem Bereich insbesondere durch die Investitionskürzung
– um rund 15% – des Maschinenbaus. Die Maschinenbau-
er, die in den Jahren 2006 bis 2008 massiv investiert hat-
ten, beschränkten ihre Investitionsaktivitäten 2010 ange-
sichts einer unterdurchschnittlichen Kapazitätsauslastung
in erster Linie auf Ersatzbeschaffungen. Stark eingeschränkt
– um rund 30% – haben ihre Investitionsausgaben im ver-
gangenen Jahr der Schiffbau und der Stahl- und Leicht-
metallbau. Der Straßenfahrzeugbau, der gemessen an sei-
nem Investitionsvolumen im Investitionsgüter produzieren-
den Gewerbe einen Anteil von gut zwei Fünfteln hat, mel-
dete für 2010 einen Investitionsanstieg von 6%. Ähnlich
stark dürften auch die Investitionen in der Elektrotechnik
und in der Stahlverformung erhöht worden sein. Starke Zu-
wächse von rund einem Drittel waren im Luft- und Raum-
fahrzeugbau und in der Feinmechanik und Optik zu ver-
zeichnen. Die Hersteller von EBM-Waren und die von EDV-
Geräten investierten nach den Meldungen in ähnlichem
Umfang wie im Jahr zuvor.

Das Verbrauchsgüter produzierende Gewerbe stockte im
Durchschnitt seine Investitionen 2006 um gut 9% auf.
Deutliche Erhöhungen – um rund 20% – meldeten die Her-

stellung von Kunststoffwaren, die Feinkeramik, das Tex-
til- und das Bekleidungsgewerbe sowie die Branche Mu-
sikinstrumente, Spielwaren, Schmuck usw. Nicht ganz
so starke Zuwächse von rund 5% waren in der Holzver-
arbeitung, in der Druckbranche und im Ledergewerbe zu
verzeichnen. In der Papier- und Pappeverarbeitung dürf-
ten sich die Investitionen 2010 auf dem Vorjahresniveau
bewegt haben. Gekürzt haben ihre Ausgaben für Sach-
anlageinvestitionen hier nur die Hersteller und Verarbeiter
von Glas (– 10%). 

2011: Investitionsanstieg von 9% geplant

Die konjunkturelle Lage der westdeutschen Industrie ist nach
wie vor ausgesprochen gut, das belegt auch das vom ifo
Institut erhobene Geschäftsklima eindrucksvoll. Die Inlands-
nachfrage zieht an, und die Exportnachfrage ist weiterhin
sehr hoch. Angesichts der guten Absatzerwartungen sind
die Investitionspläne der Unternehmen für 2011 überwie-
gend nach oben gerichtet.
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Die aktuellen Ergebnissen des ifo Investitionstests signa-
lisieren, dass die Unternehmen des westdeutschen Ver-
arbeitenden Gewerbes im Durchschnitt ihre Ausgaben für
neue Bauten und Ausrüstungsgüter 2011 deutlich erhö-
hen wollen: 78% der teilnehmenden Unternehmen beab-
sichtigen, mehr als im letzten Jahr zu investieren, wäh-
rend nur 18% Investitionskürzungen geplant haben. Die
restlichen 4% gehen von einem konstanten Investitions-
niveau aus. Der Saldo aus den »Mehr«- und den »Weni-
ger«-Meldungen beträgt somit für das nächste Jahr
60 Prozentpunkte. Berücksichtigt man neben den Ten-
denzangaben die von den Unternehmen gemachten quan-
titativen Angaben, dann erreicht das westdeutsche Ver-
arbeitende Gewerbe im Jahr 2010 ein Investitionsniveau,
das gut 9% über dem des Vorjahres liegt. Real gesehen,
d.h. unter Ausschaltung der zu erwartenden Preisände-
rungen für neue Bauten und Ausrüstungen, werden die
Bruttoanlageinvestitionen nach jetzigem Planungsstand
10% über denen des Jahres 2010 liegen (vgl. Tab. 1).
Differenziert man die Ergebnisse nach der Größe der Un-
ternehmen, so wollen 2011 vor allem die größeren Unter-
nehmen ihre Investitionsausgaben erhöhen. Die kleine-
ren Unternehmen, die in ihrer Investitionsplanung flexib-
ler sind als die größeren Unternehmen, haben hingegen
ihre Ausgaben für neue Bauten und Ausrüstungsgüter
schon im letzten Jahr kräftig aufgestockt. 

Ein Indikator für die Investitionsbereitschaft der Unterneh-
men ist auch die Entwicklung der Auftragseingänge aus dem
Inland bei den Industrieausrüstern des Maschinenbaus (vgl.
Abb. 2). Demnach nimmt die Nachfrage der Industrie nach
Maschinenbauerzeugnissen bereits seit Mitte 2009 wieder
stark zu. Die entsprechenden Umsätze, die aufgrund der
Lieferzeiten einen gewissen Nachlauf haben, ziehen aber
erst seit Anfang 2010 an. Im Jahresdurchschnitt dürften
die inländischen Umsätze der Industrieausrüster des Ma-
schinenbaus 2010 nur leicht über dem Vorjahresniveau ge-
legen haben, eine deutliche Steigerung ist erst in diesem
Jahr zu erwarten. 

Bezieht man die Investitionsentwicklung der Industrie in
den neuen Bundesländern mit ein, die – nach ersten 
vorläufigen Auswertungen – 2011 kräftig zunehmen dürf-
ten, errechnet sich für das Verarbeitende Gewerbe
Deutschlands (nominal und real) ein Investitionsanstieg
um rund 11%.

Tab. 1 

Bruttoanlageinvestitionen im Bergbau und Verarbeitenden Gewerbe Westdeutschlands 
(in jeweiligen Preisen) 

in Mill.  Veränderungsraten in %  

2008 2009
a)

 2009/2008
a)

 2010/2009
a)

 2011/2010
b)

 

Bergbau 710 680 –   4 –   4 –   3 
Verarbeitendes Gewerbe 50 225 37 450 – 25 +   3 +   9 

  davon:      

  Grundstoff- und Produktionsgütergewerbe 13 065 9 330 – 29 +   2 +   5 

  Investitionsgüter produzierendes Gewerbe 28 205 20 850 – 26 +   1 + 12 

  Verbrauchsgüter produzierendes Gewerbe 5 475 4 280 – 22 +   9 +   6 

  Nahrungs- und Genussmittelgewerbe 3 480 2 990 – 14 +   3 +   7 

Bergbau und verarbeitendes Gewerbe 50 935 38 130 – 25 +   3 +   9 

a)
 Vorläufig. – 

b)
 Geschätzt aufgrund von Planangaben. 

Quelle: ifo Investitionserhebungen. 
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Inwieweit solche Plandaten bereits starke Indizien für die tat-
sächliche Investitionsentwicklung darstellen, bleibt abzuwar-
ten. Beim letzten Aufschwung ergab interessanterweise die
Investitionsplanung (im Rahmen des Investitionstests Herbst
2006) für 2007 ebenfalls eine Steigerung von 9%. Damals
führten im Verlauf des Jahres zusätzliche – in den frühen Plä-
nen nicht enthaltene – Investitionen zu einem Anstieg der In-
vestitionsausgaben um schließlich sogar 16%.

Kräftige Investitionssteigerungen in fast allen
Hauptgruppen

Wie die Erhebungsergebnisse auf Hauptgruppenebene zei-
gen, haben fast alle Bereiche für 2011 eine deutliche Inves-
titionserhöhung geplant. Nur der Bergbau hat eine leichte
Kürzung von 3% vorgesehen. Das Nahrungs- und Genuss-
mittelgewerbe hat für dieses Jahr eine Aufstockung seiner
Investitionen um rund 7% gemeldet. 

Im Grundstoff- und Produktionsgütergewerbe ist 2011 mit
einem Investitionsanstieg von 5% zu rechnen. Die stärks-
te Erhöhung um mehr als ein Drittel ist in der Gummiver-
arbeitung geplant. Zuwachsraten zwischen 10 und 20%
ergaben die Meldungen der Zellstoff-, Papier- und Pap-
peerzeugung, der Gießereien sowie die der Ziehereien und
Kaltwalzwerke. Die chemische Industrie, die – gemessen
am Investitionsvolumen – wichtigste Branche im Grund-
stoff- und Produktionsgütergewerbe, will ihre Ausgaben
für neue Sachanlagen im kommenden Jahr um rund 5%
aufstocken. Ein ähnlich starker Anstieg ist in der Branche
Steine und Erden und in der Mineralölverarbeitung (ein-
schließlich Vertrieb) zu erwarten. Der NE-Bereich und die
Holzbearbeitung gehen für 2011 von einem konstanten
Investitionsniveau aus. Eine Kürzung der Investitionsaus-
gaben um 5% ist nach dem derzeitigen Planungsstand in-
nerhalb dieses Bereichs nur in der eisenschaffenden In-
dustrie vorgesehen.

Das im Investitionsgüter produzierenden Gewerbe zu erwar-
tende Investitionswachstum liegt bei gut 12%. Die stärkste
Erhöhung – um rund die Hälfte – hat in diesem Bereich der
Schiffbau geplant, aber auch der Stahl- und Leichtmetall-
bau meldete eine kräftige Aufstockung seiner Investitions-
ausgaben um ein Fünftel. Der Straßenfahrzeugbau will 2011
im Vergleich zum Vorjahr rund 15% mehr in Sachanlagen in-
vestieren. Eine ähnlich starke Budgetanhebung für neue Bau-
ten und Ausrüstungsgüter haben im Durchschnitt auch die
Maschinenbauer und die Hersteller von EBM-Waren ange-
setzt. Nicht ganz so hohe Zuwachsraten – zwischen 5 und
10% – sind in folgenden Branchen geplant: Elektrotechnik,
Luft- und Raumfahrzeugbau, Stahlverformung sowie in der
Herstellung von EDV- Geräten. Die Investitionsausgaben der
Feinmechanik und Optik dürften sich 2011 auf dem Vorjah-
resniveau bewegen.

Der sich im Verbrauchsgüter produzierenden Gewerbe für
2011 abzeichnende Investitionsanstieg liegt bei gut 6%.
Deutliche Anhebungen von rund 10% meldeten die Holz-
verarbeitung, die Herstellung und Verarbeitung von Glas, die
Feinkeramik, das Textil- sowie das Bekleidungsgewerbe. Et-
was geringere Erhöhungen von etwa 5% haben folgende
Branchen geplant: Kunststoffverarbeitung, Papier- und Pap-
peverarbeitung, Druckerei und Vervielfältigung sowie die
Branche Musikinstrumente, Spielwaren, Schmuck usw.
Demgegenüber dürften die Ausgaben für neue Bauten und
Ausrüstungsgüter im Ledergewerbe in diesem Jahr leicht –
um etwa 5% – gekürzt werden.

Erweiterungsinvestitionen gewinnen an 
Bedeutung

Im Rahmen der Herbsterhebung des ifo Investitionstests
werden die Unternehmen gebeten, die Investitionen pro-
zentual den unterschiedlichen Investitionsmotiven zuzu-
ordnen. Diese Fragestellung erlaubt es, die Investitio-

Tab. 2 

Tendenzen der Investitionsplanung im Verarbeitenden Gewerbe Westdeutschlands 

Im Jahr 2011 wollen gegenüber 2010 Zum Vergleich: 

... % der Unternehmen
a)
 investieren Planungstendenzen für 

 etwa   2010 2009 

 

mehr gleichviel weniger Saldo
b)

 Saldo
b)

 

Verarbeitendes Gewerbe 78 4 18 + 60 + 24 + 24 

  davon:       

  Grundstoff- und Produktionsgütergewerbe 72 6 22 + 50 + 13 + 24 

  Investitionsgüter produzierendes Gewerbe 86 3 11 + 75 + 34 + 29 

  Verbrauchsgüter produzierendes Gewerbe 58 8 34 + 24 + 14 +   4 

  Nahrungs- und Genussmittelgewerbe 70 2 28 + 42 + 11 + 11 

a)
 Die Firmenangaben wurden mit dem Umsatz gewichtet. Die Ergebnisse der Hauptgruppen wurden durch Gewichtung der 

Gruppendaten mit den hochgeschätzten Investitionen ermittelt. – 
b)
 Der Saldo ist die Differenz der »Mehr«- und »Weniger«-

Meldungen. 

Quelle: ifo Investitionserhebungen. 
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nen der jeweiligen Zielsetzung quantitativ zuzuordnen.
Die Ergebnisse sind jedoch nicht mit denen der Früh-
jahrserhebung vergleichbar, da die Unternehmen im Früh-
jahr lediglich nach dem Hauptmotiv ihrer Investitionstä-
tigkeit gefragt werden. Des Weiteren ist der Zielekatalog
in der Herbstumfrage umfangreicher als in der Frühjahrs-
erhebung. 

Wie die Ergebnisse zeigen, haben Ersatzbeschaffungen im
Industriedurchschnitt den größten Anteil an den Investi-
tionen. Rund ein Drittel der Sachanlageinvestitionen wur-
den 2010 (33%) diesem Investitionsziel zugeordnet, 2011
dürfte dieser Prozentsatz mit 31% etwas niedriger sein.
Das entspricht einem Investitionsvolumen von 12,9 Mrd.
Euro (2010) bzw. 13,2 Mrd. Euro (2011). Ein sehr hohes
Gewicht haben Ersatzinvestitionen in der chemischen In-
dustrie, in der Herstellung von EDV-Geräten und im Leder-
gewerbe. Im letzten Jahr investierte auch die Druckerei und

Vervielfältigung stark in Ersatzbeschaf-
fungen. Für dieses Jahr haben das Textil-
und das Bekleidungsgewerbe sowie die
Branche Musikinstrumente, Spielwaren,
Schmuck usw. umfangreiche Ersatzinvesti-
tionen geplant.

An zweiter Stelle steht das Erweiterungs-
motiv. Gut ein Viertel ihrer Investitionen ga-
ben die Unternehmen des westdeutschen
Verarbeitenden Gewerbes 2010 für Kapa-
zitätserweiterungen aus. In diesem Jahr sol-
len 27% der Investitionen in Erweiterungs-
maßnahmen fließen. Betrachtet man die Er-
gebnisse auf Branchenebene, so baut der-
zeit vor allem der Luft- und Raumfahrzeug-
bau angesichts stark zunehmender Bestel-
lungen seine Produktionskapazitäten aus.

Im Jahr 2010 waren auch der NE-Bereich und die Holz-
bearbeitung in dieser Hinsicht überdurchschnittlich aktiv.
Für 2011 sind in der Mineralölverarbeitung (einschließlich
Vertrieb), in der Elektrotechnik, in der Feinmechanik und
Optik und bei den Gießereien verstärkt Erweiterungsinves-
titionen geplant.

In Rationalisierungsvorhaben fließt im Durchschnitt des Ver-
arbeitenden Gewerbes ein Siebtel der Sachanlageinvestitio-
nen, und zwar sowohl 2010 als auch 2011. Dieses Investi-
tionsmotiv hatte bereits im Laufe der letzten Jahre an Be-
deutung verloren. 2010 investierte das Papiergewerbe (so-
wohl Erzeugung als auch die Verarbeitung) relativ stark in
Rationalisierungsmaßnahmen, aber auch die Ziehereien und
Kaltwalzwerke.

Umstrukturierungsmaßnahmen (ohne wesentliche Erwei-
terungseffekte) prägen seit Anfang der achtziger Jahre das
Investitionsgeschehen vor allem im Straßenfahrzeugbau.
Fast die Hälfte seiner Investitionen hat diese Branche in
diesem Jahr für Umstrukturierungen eingeplant. Im Durch-
schnitt des Verarbeitenden Gewerbes waren im letzten Jahr
16% und sind 2011 18% der Investitionsmittel diesem In-
vestitionsmotiv zuzuordnen. Relativ hoch war der Anteil der
Umstrukturierungsmaßnahmen 2010 auch im Bekleidungs-
gewerbe. 

Gut ein Zehntel der Bruttoanlageinvestitionen entfällt im In-
dustriedurchschnitt auf die so genannten »anderen Investi-
tionsvorhaben«. Dazu zählen z.B. Sachausgaben für For-
schung und Entwicklung sowie Umweltschutzinvestitionen.
Ein überdurchschnittlich starkes Gewicht haben diese In-
vestitionsvorhaben – sowohl im letzten wie auch in diesem
Jahr – in der Gummiverarbeitung. Im Jahr 2010 spielte die-
ser Investitionsaspekt auch in der Mineralölverarbeitung (ein-
schließlich Vertrieb) und in der Branche Steine und Erden
eine stärkere Rolle. 
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Umstrukturierungen gewinnen an Bedeutung

......Mrd. € wurden in folgende Maßnahmen investiert

Mrd. €
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Abb. 3

Tab. 3 

Struktur der Investitionen im westdeutschen 

Verarbeitenden Gewerbe 

Investitionskategorien 
Anteil an den 

Gesamtinvestitionen 
in %

a)
 

 2010 

 

2011 

Kapazitätserweiterung 26,0 26,8 

Umstrukturierung 15,8 17,6 

Rationalisierung 13,6 13,9 

Ersatzbeschaffung 33,5 31,5 

Andere Investitionsvorhaben
b)

 11,1 10,2 

Investitionen insgesamt 100,0 100,0 

a)
 Hochgerechnete, strukturbereinigte Anteilswerte. –  

b) 
Investitionen für Umweltschutzzwecke, zur Verbes-

serung der Arbeitsbedingungen, für Forschung und Ent-
wicklung sowie für Maßnahmen zur Qualitätsverbes-
serung u.a.m. 

Quelle: ifo Investitionserhebung, Herbst 2010. 
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Zusammenfassung

Nach den neuesten Ergebnissen des ifo Investitionstests ha-
ben die Industrieunternehmen in Westdeutschland im Jahr
2010 gut 38 Mrd. Euro in neue Bauten und Ausrüstungen
investiert. Dies entspricht einem Zuwachs von knapp 3%.
Aufgrund nahezu stabiler Preise für Investitionsgüter liegt der
reale Anstieg bei gut 3%. 

Die deutsche Wirtschaft befindet sich derzeit in einem kräf-
tigen Aufschwung. Die Inlandsnachfrage zieht an, und die
Exportnachfrage ist weiterhin sehr hoch. Angesichts der gu-
ten Absatzerwartungen sind die Investitionspläne der Un-
ternehmen für 2011 überwiegend nach oben gerichtet. Nach
den Meldungen der Unternehmen ist im westdeutschen Ver-
arbeitenden Gewerbe in diesem Jahr eine deutliche Inves-
titionserhöhung von nominal 9% (real: + 10%) zu erwarten.
Differenziert man die Ergebnisse nach der Größe der Un-
ternehmen, so wollen 2011 vor allem die größeren Unter-
nehmen ihre Investitionsausgaben erhöhen. Die kleineren
Unternehmen, die in ihrer Investitionsplanung flexibler sind
als die größeren Unternehmen, haben hingegen ihre Aus-
gaben für neue Bauten und Ausrüstungsgüter schon im letz-
ten Jahr kräftig aufgestockt. 

Bezieht man die Entwicklung der Investitionen in der Indus-
trie der neuen Bundesländern mit ein, die – nach ersten
vorläufigen Auswertungen – 2010 leicht (+ 2%) gestiegen
sind und 2011 kräftig zunehmen dürften, errechnet sich für
das Verarbeitende Gewerbe Deutschlands (nominal und real)
ein Investitionsanstieg von 3% für 2010 und ein Plus von
rund 11% für 2011.

Wie im Vorjahr wollen die westdeutschen Industrieunterneh-
men in diesem Jahr an erster Stelle in Ersatzbeschaffungen
investieren. Allerdings verliert dieses Investitionsmotiv – wie
in Zeiten reger Investitionstätigkeit üblich – etwas zuguns-
ten von Erweiterungsinvestitionen an Gewicht: In den Pla-
nungen für 2011 liegt der Anteil der Erweiterungsmaßnah-
men bei 27%.
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Strom wird verlässlich in allen Lebensbereichen benötigt.
Dies gilt für Wohnen, Mobilität, Freizeit, den Produktions-
sektor oder die Bereitstellung von Dienstleistungen. Die
sichere und kostengünstige Stromversorgung ist eine ent-
scheidende Basis des Wohlstands jeder modernen In-
dustriegesellschaft. Entsprechend ist jeder Stromausfall
mit hohen volkswirtschaftlichen Kosten verbunden. Fron-
tier Economics (2008) schätzen die Kosten eines ein-
stündigen Stromausfalls in ganz Deutschland auf bis zu
1,3 Mrd. Euro.1 Folglich ist die Sicherheit der Stromver-
sorgung als zentrales energiepolitisches Ziel der Euro-
päischen Union definiert.

Ein weiterer elementarer Baustein der europäischen Ener-
giepolitik ist die Umweltverträglichkeit der Energieversor-
gung. Die 20-20-20-Klimaziele legen fest, dass bis zum Jahr
2020 EU-weit die Emissionen im Energiesektor um 20% ge-
senkt, die Energieeffizienz um 20% erhöht und der Anteil der
erneuerbaren Energien an der Stromproduktion auf 20% er-
höht werden sollen. 

Ein zentrales Problem der erneuerbaren Energien, vor al-
lem der Stromerzeugung mit Windkraft- und Solaranlagen,
ist jedoch deren unsichere Verfügbarkeit. Daraus lässt sich
ein Zielkonflikt zwischen zunehmend nachhaltiger Stromer-
zeugung und dem Niveau der Versorgungssicherheit ablei-
ten. Um starke Beeinträchtigungen der Versorgungssicher-
heit zu vermeiden, müssen verschiedene kostenintensive
Maßnahmen ergriffen werden. 

Der vorliegende Artikel der Reihe »Kurz zum Klima« befasst
sich mit dem Zusammenspiel zwischen ökologischen und
sicherheitstechnischen Aspekten der Stromversorgung in
Europa. 

Das Sicherheitsniveau in Form von Dauer und Häufigkeit von
Stromausfällen in Europa divergiert stark zwischen den ein-
zelnen Mitgliedsländern. Abbildung 1 stellt für ausgewählte
europäische Länder die Anzahl von Unterbrechungen der
Elektrizitätsversorgung im Jahr 2006 dar (vgl. CEER 2008).2

Die meisten Länder, auch Deutschland, verwenden zur Er-
fassung der Ausfälle den »System Average Interruption Fre-
quency Index«, SAIFI, zu dessen Berechnung die durch-
schnittliche Anzahl der Störungen mit der Anzahl der be-
troffenen Verbraucher verrechnet wird. Aus Abbildung 1 geht
deutlich hervor, welch hohes Sicherheitsniveau die deutsche
Elektrizitätsversorgung aufweist. Während osteuropäische
Länder, beispielsweise im Baltikum, über fünfmal häufiger
Stromausfälle pro Jahr erleiden, treten auch in den mit
Deutschland vergleichbaren Ländern wie Frankreich oder
Großbritannien noch mehr als doppelt so viele Stromaus-
fälle auf. 

Darüber hinaus vergleicht Abbildung 1 die durchschnittli-
che Dauer eines Stromausfalls in den einzelnen europäi-
schen Ländern (vgl. CEER 2008). Der zugrunde gelegte In-
dex ist hier der »System Average Interruption Duration In-
dex«, SAIDI. Auch hier wird deutlich, dass Deutschland in
puncto Versorgungssicherheit einen europaweiten Spitzen-
platz einnimmt. Die Dauer eines Stromausfalls beträgt in
Deutschland im Durchschnitt sogar nur ein Fünftel im Ver-
gleich zu Spanien, Portugal oder einigen osteuropäischen
Ländern. So musste im Durchschnitt im Jahr 2008 jeder
deutsche Stromkunde nur mit 18 Minuten Stromausfall zu-
rechtkommen. Damit erreicht Deutschland eine Versor-
gungszuverlässigkeit von 99,9965% (vgl. BDEW 2010). Als
ein Grund für dieses bemerkenswerte Ergebnis können die
in Deutschland besonders engmaschig ausgelegten Strom-
netze genannt werden, die durch diese Eigenschaft deut-
lich weniger anfällig für Störungen sind als die weniger ver-
maschten Stromnetze der europäischen Nachbarländer (vgl.
BDEW 2010). 

Als wichtigstes Instrument, eine nachhaltige Stromversor-
gung zu erreichen, wird häufig der Ausbau der erneuerba-
ren Energien genannt. Ein besonderes Gewicht kommt hier-
bei in Deutschland der Stromgewinnung aus Windanlagen
zu. Windkraft hält hier mit 6,49% (Stand: 2009) den größ-
ten Anteil der erneuerbaren Energien am gesamten Strom-
verbrauch. Insgesamt wird in Deutschland bereits 16,06%
(Stand: 2010) des gesamten Strombedarfs aus erneuerba-
ren Energiequellen gewonnen (vgl. Statistisches Bundesamt
2010). Im unteren Teil der Abbildung 1 wird der Anteil er-
neuerbarer Energien am Primärenergieverbrauch im inter-
nationalen Vergleich dargestellt (Statistisches Bundesamt
2010). Hierbei wird deutlich, dass diejenigen Länder, die
Strom aus Wasserkraft erzeugen können, über besonders
hohe Anteile an erneuerbaren Energien am Primärenergie-
verbrauch verfügen. Unter diesem Gesichtspunkt ist der An-
teil erneuerbarer Energien in Deutschland, das nur sehr be-
schränkt auf Wasserkraft zurückgreifen kann, bemerkens-
wert. Vor allem Länder wie die USA, die einen weltweiten
Spitzenplatz beim Primärenergieverbrauch einnehmen, wei-
sen einen auffällig geringen Anteil an erneuerbaren Energien
im Energiemix auf. Im EU-27-Durchschnitt betrug der An-
teil 2007 8,2% und ist damit nur wenig höher als derjenige
in Nordamerika (6,4%).3

Diese Ziele bergen, abgesehen davon, dass bei Betrach-
tung des Status quo des europäischen Energiemix die Kli-
maziele sehr ambitioniert erscheinen, verschiedene Gefah-
ren für die Versorgungssicherheit. Besonders Windkraft, aber
auch andere erneuerbare Energien wie Photovoltaik oder
Wasserkraft, sind durch eine hohe Variabilität der Strom-
erzeugung gekennzeichnet. Somit können erneuerbare Ener-

Luise Röpke und Jana Lippelt

Kurz zum Klima: Sichere und umweltfreundliche 
Stromversorgung – ein Zielkonflikt?

1 Im Winter, an einem Werktagnachmittag. 
2 Alle Ausfälle, die länger als drei Minuten dauerten, bereinigt um die Strom-

ausfälle aufgrund höherer Gewalt.

3 Der hohe Anteil in den Entwicklungsländern lässt sich zu einem großen
Teil durch die Nichtverfügbarkeit technisch anspruchsvollerer konventio-
neller Energieproduktion erklären.
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Anteil Erneuerbarer Energien 
am Primärenergieverbrauch

Keine Angabe

1 - 10%

11 - 20%

21 - 40%

41 - 60%

61 - 83%

Durchschnittliche 
Nicht-Verfügbarkeit 
von Strom je Endverbraucher 
2007 (in Min.)

Keine Angabe

1 - 25

26 - 50

51 - 70

71 - 100

101 - 104

Versorgungssicherheit

2,12

Werte: Durchschnittliche 
Stromausfälle je
Endverbraucher 2007

0,98

0,46

0,77

1,19

2,10

2,23
2,03

0,84

2,22

0,43

Abb. 1
Versorgungssicherheit

Quelle: CEER (2008); Statistisches Bundesamt (2010).
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gien nur zu einem geringen Teil als Substitut für konventio-
nelle Kraftwerkskapazitäten angesehen werden. Mit ihrer
wachsenden Bedeutung wird die Zufälligkeit der Verfüg-
barkeit von Elektrizität immer wichtiger. Da die temporäre
Nichtverfügbarkeit einer Primärenergiequelle aufgrund von
Fluktuationen zu Versorgungsproblemen führen kann, stellt
die Förderung des Ausbaus von erneuerbaren Energien, die
in Deutschland durch das EEG geregelt wird, eine beson-
dere Herausforderung für Stromanbieter und Regulierungs-
behörden dar. Ohne die Bereitstellung entsprechender Re-
serve- oder Speicherkapazitäten, die hohe Zusatzkosten
verursacht, wäre das aktuelle Niveau an Versorgungssi-
cherheit nicht aufrechtzuerhalten (vgl. Pfeiffer, Röpke und
Lippelt 2010). Diese Kapazitäten müssen in Sekunden-
schnelle zu- und abgeschaltet werden können, um Strom-
ausfälle zu verhindern. Geeignet für diese Aufgaben sind vor
allem Erdgaskraftwerke (vgl. RWI 2009). Erdmann (2008)
schätzt die Kosten der Bereitstellung zusätzlicher Kraft-
werkskapazitäten zu diesem Zweck allein für das Jahr 2006
auf circa 590 Mill. Euro. Da der Ausbau der erneuerbaren
Energien nur komplementär zu einem Ausbau der Erdgas-
kraftwerke erfolgen kann, ist es darüber hinaus auch un-
klar, ob erneuerbare Energien die Abhängigkeit von her-
kömmlichen Energieträgern wirklich reduzieren können.
Deutschland importiert mehr als ein Drittel seines Erdgases
aus Russland (vgl. Frondel und Schmidt 2009). Spätestens
die Auswirkungen des russisch-ukrainischen Gasstreites seit
2005 haben gezeigt, dass eine Ausweitung der Erdgasim-
porte aus Russland die politische Energiesicherheit nicht ver-
bessern kann (vgl. auch RWI 2009). 

Das United Nations Development Programme (UNDP) be-
greift Energiesicherheit als »die kontinuierliche Verfüg-
barkeit von Energie in verschiedenen Formen, in ausrei-
chenden Mengen und zu angemessenen Preisen«, wo-
bei der Aspekt der Nachhaltigkeit gesondert betont wird.
Um den gewohnten Lebensstandard aufrechterhalten zu
können, ist sowohl eine zuverlässige als auch eine klima-
freundliche und nachhaltige Stromversorgung notwendig.
Entsprechend geht aus der Formulierung der UNDP her-
vor, dass der Ausbau erneuerbarer Energien als Teil ei-
nes übergeordneten Energiesicherheitskonzeptes zu ver-
stehen ist. Trotz deren schwieriger Vereinbarkeit bedingen
sich somit beide Ziele gegenseitig. Um eine optimale Ver-
sorgungssituation zu erreichen, müssen sowohl die zu-
sätzlichen Kosten für Versorgungssicherheit als auch der
zusätzliche Nutzen erneuerbarer Energien für den Klima-
schutz Berücksichtigung finden. 
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Nach den Ergebnissen der vierteljährlichen
Umfrage des ifo Instituts bei den freischaf-
fenden Architekten hat sich das Geschäfts-
klima zu Beginn des vierten Quartals 2010
erneut etwas eingetrübt. Es kann aber wei-
terhin als gut bezeichnet werden. 

Zu Beginn des Berichtsquartals überwogen
bei den befragten Architekten – wie bereits
seit eineinhalb Jahren – die positiven Urtei-
le zur Geschäftslage (vgl. Abb. 1). Der An-
teil der Testteilnehmer, die ihre aktuelle La-
ge als »gut« bezeichneten, verringerte sich
aber von 36 auf 35%; der Anteil der
»Schlecht«-Meldungen kletterte sogar von
23 auf 27%. 

Die Perspektiven trübten sich erneut ein –
wenngleich nur in bescheidenem Umfang.
Die Geschäftserwartungen der Architekten
sind damit sichtlich zurückhaltender als noch
zu Beginn des Jahres. So ging im Berichts-
quartal nur noch jeder siebte Testteilnehmer
(Vorquartal: 15%) von einer »eher günstige-
ren« Auftragssituation in etwa einem halben
Jahr aus. Gut ein Viertel der Testteilnehmer
ging weiterhin von einer »eher ungünstige-
ren« Entwicklung in den nächsten sechs Mo-
naten aus. 

Der Anteil der freischaffenden Architekten,
die im Verlauf des dritten Quartals 2010
neue Verträge abschließen konnten, betrug
49% (vgl. Abb. 2). Damit wurde erstmals seit
sechs Quartalen wieder die 50%-Marke un-
terschritten. Berücksichtigt man allerdings,
dass die Auftragseingänge im dritten Quar-
tal – bedingt durch die geringere Akquisiti-
onstätigkeit der Architekten in den bevor-
zugten Urlaubsmonaten Juli und August –
tendenziell etwas schwächer ausfallen, so
sollte der Rückgang nicht überbewertet
werden. 

Das geschätzte Bauvolumen aus den neu
abgeschlossenen Verträgen (Neubauten oh-
ne Planungsleistungen im Bestand) lag im
Berichtsquartal gut 10% unter dem Niveau
des Vorquartals. Dabei stand einem spür-
baren Rückgang im Wohnungsbau (– 28%)
ein Anstieg um knapp 5% im Nichtwohnbau
gegenüber.

Im Wohnungsbau war die Nachfrage nach
Planungsleistungen für Ein- und Zweifami-
lienhäuser rückläufig (– 7%; vgl. Abb. 3). Die

Erich Gluch

ifo Architektenumfrage: Geschäftsklima erneut 
etwas eingetrübt
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nahezu kontinuierliche Belebung, die seit Anfang 2009 zu
beobachten war, erhielt damit einen Dämpfer, wenngleich
der Aufwärtstrend damit noch nicht gebrochen sein dürfte.
Demgegenüber brach die Vergabe von Planungsleistungen
zum Bau von Mehrfamiliengebäuden merklich ein. Die kräf-
tige Erhöhung der neu akquirierten Aufträge im Verlauf des
letzten halben Jahres wurde damit fast gänzlich wieder zu-
rückgenommen.

Nach dem scharfen Einbruch der Planungsaufträge von ge-
werblichen Auftraggebern im Verlauf des zweiten Halbjahrs
2008 erfolgte – nach einer Konsolidierung auf niedrigem
Niveau – bereits im vierten Quartal 2009 eine neuerliche
Belebung der Nachfrage. Nach zwei weiteren Quartalen
mit einer positiven Entwicklung konnten die Auftragsein-
gänge im Berichtsquartal allerdings nicht ganz das Niveau
des Vorquartals erreichen (vgl. Abb. 4). Die Ordertätigkeit öf-
fentlicher Auftraggeber weitete sich dagegen sichtlich aus.
Hierbei ist allerdings auch zu berücksichtigen, dass die Ak-
quisitionsergebnisse der drei vorangegangenen Quartale
überaus schwach ausgefallen waren. 

Die Reichweite der Auftragsbestände verlängerte sich wie-
der etwas. Zum 30. September 2010 wiesen die befragten
Architekten Auftragsreserven in Höhe von durchschnittlich
5,6 Monaten auf. Dies waren zwar nur unwesentlich mehr
als vor einem Jahr, aber volle zwei Monate mehr als vor sie-
ben Jahren. 
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